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Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung im Land Hessen

Teil I Richtlinienübersicht

1. Ziel der Förderung

Die flächendeckende Versorgung mit schnellem Internet bildet die 
Basis für Innovation, Wachstum und wirtschaftlichen Erfolg. Sie 
ist Voraussetzung der Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit des 
Standortes Hessen. Ziel der New Generation Access (NGA)-/Breit-
bandförderung ist es, durch die Schaffung einer zuverlässigen, er-
schwinglichen und hochwertigen Breitbandinfrastruktur die Nut-
zung der modernen Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien in allen Regionen zu ermöglichen.

2. Inhalt der Richtlinie

Mit dieser Richtlinie werden Möglichkeiten im Rahmen des Breit-
bandfördersystems

1. zur Förderung der NGA- und Breitbandversorgung ländlicher 
Räume (Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raums (ELER)-Förderung 2014-2020)

2. zur Förderung der Breitbandversorgung ländlicher Räume [Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK)-Förderung]

3. zur Förderung der NGA-Versorgung in Gewerbegebieten (Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ (GRW)-Förderung)

4. zur Förderung von Studien und Konzepten zu regionalen NGA-/
Breitbandinfrastrukturen

5. zur Förderung von regionalen Breitbandberatungsstellen/des 
Breitbandbüros

6. zur Landesförderung des Breitbandinfrastrukturausbaus

zusammengefasst.

Unter Teil II werden die Förderbestimmungen im Einzelnen dar-
gestellt. Der Teil III enthält die für alle Förderprogramme gleicher-
maßen geltenden Förderbestimmungen und zwar Teil III A: Allge-
meine Förderbestimmungen; Teil III B: Bestimmungen bei Förde-
rungen aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-

wicklung des ländlichen Raums (ELER) sowie der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
(GAK).

3. Fördergebiete

Vorhaben werden entsprechend den programmspezifischen Einzel-
regelungen in Teil II in Hessen gefördert. Die Fördergebiete der 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Regiona-
len Wirtschaftsstruktur (GRW)“ werden besonders berücksichtigt.

Die Fördergebiete der GRW ergeben sich aus dem jeweils gültigen 
Koordinierungsrahmen. Es sind zurzeit (als C-Fördergebiet) der 
Werra-Meißner-Kreis sowie (als D-Fördergebiete) der Vogelsberg-
kreis, der Landkreis Waldeck-Frankenberg, der Landkreis Gießen 
(ohne die Gemeinden Langgöns, Linden und Pohlheim) sowie aus 
dem Landkreis Hersfeld-Rotenburg die Gemeinden Bebra, Cornberg, 
Nentershausen, Ronshausen, Rotenburg a.d. Fulda und Wildeck.

Die ELER-/GAK-Fördergebiete im Sinne dieser Richtlinie werden 
auf der Grundlage der „Gebietskulisse ländlicher Raum“ des Ent-
wicklungsplans für den ländlichen Raum des Landes Hessen 2014-
2020 (siehe dort Kapitel 8.1.1) festgelegt. Zu diesem Fördergebiet 
gehören die Landkreise

– Bergstraße (mit Ausnahme der Gemeinden/Städte Biblis, Bir-
kenau, Bürstadt, Einhausen, Groß-Rohrheim, Lampertheim, 
Lorsch und Viernheim), 

– Darmstadt-Dieburg (mit Ausnahme der Gemeinden/Städte Erz-
hausen, Griesheim, Pfungstadt und Weiterstadt), 

– Fulda (mit Ausnahme der Kernstadt Fulda sowie der Stadtteile 
Kohlhaus, Gläserzell, Edelzell, Haimbach und Niesig), 

– Gießen (mit Ausnahme der Kernstadt Gießen sowie der Stadt-
teile Kleinlinden und Wieseck), 

– Hersfeld-Rotenburg, 

– Hochtaunuskreis (mit Ausnahme der Gemeinden/Städte Bad 
Homburg, Friedrichsdorf, Königstein, Kronberg, Oberursel und 
Steinbach), 

– Kassel, 

– Lahn-Dill-Kreis (mit Ausnahme der Kernstadt Wetzlar sowie 
der Stadtteile Dutenhofen und Garbenheim), 

– Limburg-Weilburg, 

– Main-Kinzig-Kreis (mit Ausnahme der Gemeinden/Städte 
Bruchköbel, Erlensee, Großkrotzenburg, Hanau, Maintal, Nie-
derdorfelden, Rodenbach und Schöneck), 

– Marburg-Biedenkopf (mit Ausnahme der Kernstadt Marburg 
sowie der Stadtteile Cappel, Gisselberg, Marbach und Wehrda), 

– Odenwaldkreis, 

– Rheingau-Taunus-Kreis, 

– Schwalm-Eder-Kreis, 

– Vogelsbergkreis, 

– Waldeck-Frankenberg, 

– Werra-Meißner-Kreis und 

– Wetteraukreis (mit Ausnahme der Gemeinden/Städte Bad Vil-
bel, Karben, Rosbach und Wöllstadt).

4. Antragsberechtigte

Die Antragsberechtigung ergibt sich aus den Einzelregelungen in 
Teil II.

5. Zuständige Stellen

5.1 Ministerien

Zuständig für alle Fragen der Wirtschaftsförderung ist das

Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Landes entwicklung (HMWEVL)
Kaiser-Friedrich-Ring 75, 65185 Wiesbaden
Tel.: 0611 815-0
Fax.: 0611 815-2225
www.wirtschaft.hessen.de

5.2 Fördereinrichtungen/Bewilligungsstelle

Förderanträge sind an die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hes-
sen (WIBank) als bewilligende Stelle zu richten, soweit nicht in Teil 
II besondere Regelungen getroffen sind.

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen
Neue Mainzer Straße 52-58
60311 Frankfurt am Main
Tel.: 069 9132-03
Fax.: 069 9132-4636
www.wibank.de

6. Weitere Fördermöglichkeiten

Zu weiteren Fördermöglichkeiten im Breitbandausbau informieren 
nachfolgende Stellen:
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Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
Invalidenstraße 44
10115 Berlin
Tel.: 030 18 300-0
Fax.: 030 18 300-1920
www.bmvi.bund.de

KfW Bankengruppe
Palmengartenstraße 5-9
60325 Frankfurt am Main
Tel.: 069 7431-0
Fax.: 069 7431-2944
www.kfw.de

Landwirtschaftliche Rentenbank
Hochstraße 2
60313 Frankfurt am Main
Tel.: 069 2107-0
Fax.: 069-2107-6459
www.rentenbank.de

Breitbandbüro des Bundes
Postfach 64 01 13
10047 Berlin
Tel.: 030 6040406-0
Fax.: 030 6040406-40
www.breitbandbuero.de

Hessen Trade & Invest GmbH
Breitbandbüro Hessen (BBH)
Konradinerallee 9
65189 Wiesbaden
Tel.: 0611 95017-8477 
Fax: 0611 95017-58477
www.breitband-in-hessen.de

Teil II Einzelbestimmungen

1.  NGA- und Breitbandversorgung ländlicher Räume (ELER-För-
derung 2014-2020)

1.1 Gegenstand der Förderung

Ziel der ELER-Breitbandförderung ist die Schaffung einer zuver-
lässigen, erschwinglichen und hochwertigen Breitbandinfrastruk-
tur, welche die Nutzung der modernen Informations- und Kommu-
nikationstechnologien in bislang aufgrund wirtschaftlicher Erwä-
gungen oder technologischer Restriktionen unversorgten ländlichen 
Gebieten ermöglicht. Gegenstand der Förderung sind die im  
Art. 20 Abs. 1 c) der ELER-VO Nr. 1305/2013 vom 17. Dezember 
2013 genannten Maßnahmen zur Schaffung, Verbesserung und Aus-
dehnung der Breitbandinfrastruktur und Bereitstellung des Zu-
gangs zu Breitband- und öffentlichen e-Government-Lösungen in 
Verbindung mit Nr. 8.2.3.3 des Entwicklungsplans für den ländli-
chen Raum des Landes Hessen 2014-2020.

Im Gegensatz zur GAK-Förderung (Teil II Nr. 2), die auf kleinere 
Breitbandinfrastrukturprojekte abzielt, können mit der ELER-
Förderung größere Breitbandinfrastrukturvorhaben auf kommu-
naler- oder Landkreisebene unterstützt werden.

1.2 Fördergebiet

Die für eine Förderung in Frage kommende Gebietskulisse ist in 
Kapitel 8.1.1 des Entwicklungsplan für den ländlichen Raum 
(EPLR) Hessen 2014-2020 definiert (Definition „Ländlicher 
Raum“), in denen Vorhaben zu einer wesentlichen Verbesserung der 
Breitbandversorgung führen (Teil I Nr. 3.).

1.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind Gemeinden, Gemeindeverbände und andere 
Gebietskörperschaften. Weiter sind antragsberechtigt privatrecht-
lich organisierte Gesellschaften, die sich in alleiniger öffentlicher 
Eigentümerschaft (100 Prozent) befinden und die eine wesentliche 
Verbesserung der Breitbandversorgung in unterversorgten Gebieten 
gewährleisten. Sie müssen die nachfolgenden Voraussetzungen der 
„Einrichtung des öffentlichen Rechts“ nach der Richtlinie 2014/24/
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/18/EG erfüllen:

Demnach können private Träger zu den Konditionen öffentlicher 
Träger gefördert werden, wenn sie die nachfolgenden Merkmale 
erfüllen: 

a) Sie wurden zu dem besonderen Zweck gegründet, im Allgemein-
interesse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art zu erfüllen, 

b) sie besitzen Rechtspersönlichkeit und 

c) sie werden überwiegend von Gebietskörperschaften oder von 
anderen Einrichtungen des öffentlichen Rechts finanziert oder 
unterstehen hinsichtlich ihrer Leitung der Aufsicht dieser Ge-
bietskörperschaften oder Einrichtungen, oder sie haben ein 
Verwaltungs-, Leitungs- beziehungsweise Aufsichtsorgan, das 

mehrheitlich aus Mitgliedern besteht, die von Gebietskörper-
schaften oder von anderen Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts ernannt worden sind.

1.4 Zuwendungszweck

Ziel der Förderung ist es, durch eine zuverlässige, erschwingliche 
und hochwertige Breitbandinfrastruktur die Nutzung der moder-
nen Informations- und Kommunikationstechnologien in bislang 
unterversorgten ländlichen Gebieten zu ermöglichen. Damit sollen 
auch land- und forstwirtschaftliche Unternehmen in ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit gestärkt werden.

Folgende Vorhaben sind förderfähig:

1.4.1. Förderung der aktiven und passiven Breitbandinfrastruktur 
einschließlich ihrer Schaffung, Verbesserung und Ausdeh-
nung sowie Bereitstellung des Zugangs zu Breitband- und 
öffentlichen e-Governmentlösungen

1.4.2. Förderung der Wirtschaftlichkeitslücke

1.4.3. Förderung der Verlegung von Leerrohren

Die Vorhaben und die Ausgaben im Rahmen der ELER-Förderung 
müssen eindeutig formuliert sowie klar geographisch und funktio-
nal abgegrenzt sein. Sie sind in der Ausschreibung eines Gesamt-
projektes als Teilprojekt gesondert abzugrenzen. Die Vorhaben 
können bis zum 31. Dezember 2020 bewilligt werden und müssen 
bis spätestens zum 31. Dezember 2023 endausgezahlt sein.

1.5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

Die Förderung wird als Projektförderung im Wege der Anteilfinan-
zierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwendungsfähi-
gen Ausgaben gewährt. Die Höhe der Förderung beträgt 100 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben, wobei ein Anteil von 50 Prozent 
durch die Begünstigten aufzubringen und nachzuweisen ist.

Zuwendungsfähige Ausgaben im Sinne von Nr. 1.4.1. (aktive und 
passive Infrastruktur) sind:

Alle Ausgaben, die Investitionen in die passive Infrastruktur, das 
heißt in die Bereitstellung von Leerrohren mit und ohne Kabel und 
der hierfür erforderlichen Grabungsarbeiten beinhalten. Die aktive 
Infrastruktur beinhaltet die darüber hinaus gehenden Investitionen 
in Breitbandkomponenten zum Betrieb der passiven Infrastruktur. 
Die zuwendungsfähigen Ausgaben umfassen dabei die Verteilung 
innerhalb des zu versorgenden Gebietes zu geeigneten Verteilpunk-
ten wie zum Beispiel Kabelverzweiger, Mobilfunkbasisstationen 
und Hausanschlusspunkten sowie die Anbindung des so entstehen-
den und zu versorgenden Netzes an einen Anschlusspunkt der 
nächst höheren Netzebene.

Zuwendungsfähige Ausgaben im Sinne von Nr. 1.4.2. (Wirtschaft-
lichkeitslücke) sind:

Alle Ausgaben zur Deckung einer Wirtschaftlichkeitslücke. Die 
Wirtschaftlichkeitslücke ist die Differenz zwischen dem Barwert 
aller Einnahmen und dem Barwert aller Kosten des Netzaufbaus 
und -betriebs, für einen Zeitraum von mindestens sieben Jahren.

Zuwendungsfähige Ausgaben im Sinne von Nr. 1.4.3. (Leerrohre) 
sind:

Alle Ausgaben für Bauarbeiten sowie das Baumaterial für die Ver-
legung von Leerrohren mit einem nutzer- und anbieterneutralen 
Kabelschutzrohr sowie einem oder mehreren unbeschalteten Glas-
faserkabeln,

– Tiefbauarbeiten für die Verlegung von Leerrohren mit einem 
nutzer- und anbieterneutralen Kabelschutzrohr,

– Planungsleistungen.

Bezüglich der Vorgaben zur Dimensionierung passiver Infrastruk-
tur im Rahmen des geförderten Breitbandausbaus siehe Teil III 
Nr. A 21.

Bei Bauvorhaben gelten Planung, Bodenuntersuchung und Grund-
erwerb nicht als Beginn des Vorhabens.

Nicht zuwendungsfähig ist die Verlegung

– bei bereits bestehenden Leerrohrinfrastrukturen

– entlang von Trassen, an denen bereits Glasfaserkabel liegen,

sofern deren freie Kapazität dem Ausbaustandard im geförderten 
Netz entspricht, den Vorgaben des offenen Zugangs („open access“) 
genügt und diese wirtschaftlich genutzt werden kann.

Die Mehrwertsteuer ist kein Bestandteil der zuwendungsfähigen 
Ausgaben und somit nicht förderfähig.

1.6 Verfahren

Die Förderung ist mit den erforderlichen Unterlagen bei der WI-
Bank (Teil I Nr. 5.2) zu beantragen.

Für die nach Nr. 1.4. geförderten Vorhaben sind Nachweise beizu-
fügen, aus denen hervorgeht, dass

• eine unzureichende Breitbandversorgung unter 30 Mbit/s (wei-
ßer NGA-Fleck) besteht (Nachweise nicht älter als zwölf Mo-
nate);
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• innerhalb der nächsten drei Jahre keine Versorgung durch ein 
Telekommunikationsunternehmen gegeben und – auch unter 
Nutzung aller regulatorischen Mittel – nicht zu erwarten ist 
(Durchführung eines sogenannten Markterkundungsverfahrens, 
Ergebnis nicht älter als zwölf Monate);

• ein öffentliches, transparentes und diskriminierungsfreies Aus-
wahlverfahren stattgefunden hat (öffentliche Konsultation);

• die geförderte Investition zu einer wesentlichen Verbesserung 
der Breitbandversorgung im Sinne der Nr. 1.4.1. führt. Eine 
„wesentliche Verbesserung der Breitbandversorgung“ liegt bei 
einer Steigerung der Download- und Uploadgeschwindigkeit 
um 100 Prozent oder mehr vor. Die Steigerung muss jedoch 
mindestens zu einer Versorgung von 30 Mbit/s im Download 
führen; 

• sämtliche Voraussetzungen der Allgemeine Gruppenfreistel-
lungsverordnung (AGVO) vom 17. Juni 2014, Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 der Kommission, insbesondere Art. 52, bei Umset-
zung des geplanten Vorhabens erfüllt werden oder

• eine andere zulässige beihilferechtliche Grundlage bei Umset-
zung des geplanten Projekts angewendet wird (zum Beispiel 
EU-Einzelnotifizierung, Rahmenregelung der Bundesrepublik 
Deutschland zur Unterstützung des Aufbaus einer flächende-
ckenden Next Generation Access (NGA)-Breitbandversorgung).

Darüber hinaus müssen die dazugehörigen Vorhaben in Überein-
stimmung mit Plänen für die Entwicklung von Gemeinden und 
Dörfern in ländlichen Gebieten und deren Basisdienstleistungen 
durchgeführt werden, sofern es solche Pläne gibt und sie in Ein-
klang mit dem jeweiligen integrierten kommunalen Entwicklungs-
konzept (IKEK) stehen. Von der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller ist eine Bestätigung der geforderten Übereinstimmung mit 
den Plänen vorzulegen.

Dem Antrag ist eine fachliche Stellungnahme beizufügen, die durch 
ein von der Begünstigten oder vom Begünstigten beauftragten, 
fachlich kompetenten und unabhängigen Ingenieurbüro oder von 
einer beziehungsweise einem vergleichbaren unabhängigen Sach-
verständigen erstellt wurde. Die hieraus entstehenden Ausgaben 
sind nicht förderfähig und von der Begünstigten oder vom Begüns-
tigten allein zu tragen.

Im Antrag hat die Antragstellerin oder der Antragsteller die Siche-
rung der Gesamtfinanzierung nachzuweisen.

Die Prüfung des Antrags obliegt der Bewilligungsstelle.

Vor Beginn der Vorhaben ist ein schriftlicher Antrag auf Gewäh-
rung der Förderung zu stellen. Der Antrag muss insbesondere fol-
gende Angaben enthalten: Name der Antragstellerin oder des An-
tragsstellers, Beschreibung des Vorhabens einschließlich seines 
voraussichtlichen Beginns und Abschlusses, Standort und voraus-
sichtliche Kosten sowie Zuwendungsart. Teilauszahlungen auf der 
Basis bereits erbrachter Leistungen und darauf basierenden, durch 
Zahlungsbelege bestätigten Ausgaben, können von der Begünstig-
ten oder vom Begünstigten in Abstimmung mit der Bewilligungs-
stelle angefordert werden. Die hierzu notwendige fachtechnische 
Prüfung kann von der WIBank oder Dritten, die nicht Begünstigte 
oder der nicht Begünstigter ist, bei einem fachlich kompetenten 
und unabhängigen Ingenieurbüro oder von einer beziehungsweise 
einem vergleichbaren unabhängigen Sachverständigen eingeholt 
werden. Dieses Ingenieurbüro darf nicht identisch mit der Auftrag-
nehmerin oder dem Auftragnehmer sein, das die fachliche Stellung-
nahme des Antrages vorgenommen hat. Gleiches gilt ebenso für die 
Zwischennachweise und den Endverwendungsnachweis, ein-
schließlich Sachbericht als Teil des Endverwendungsnachweises.

1.7 Weitere Bestimmungen

1.7.1. Darüber hinaus sind die Voraussetzungen nach der Verord-
nung (EU) Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014 (AGVO), Art. 52, beson-
ders Ziffer 3 bis 7, zu beachten:

• Die Investition muss in einem Gebiet getätigt werden, in dem 
keine Infrastruktur derselben Kategorie (Breitbandgrundver-
sorgung oder NGA) vorhanden ist und ein solches in drei Jahren 
nach der Bewilligung unter Marktbedingungen voraussichtlich 
auch nicht aufgebaut wird; dies muss im Rahmen einer öffent-
lichen Konsultation überprüft werden.

• Die Förderung muss im Rahmen einer offenen, transparenten 
und diskriminierungsfreien Ausschreibung unter Berücksich-
tigung des Grundsatzes der Technologieneutralität gewährt 
werden.

• Der ausgewählte Bieter beziehungsweise Netzbetreiber oder die 
ausgewählte Bieterin beziehungsweise Netzbetreiberin ist ver-
pflichtet, im geförderten Netz einen offenen und diskriminie-
rungsfreien Zugang zu den aktiven und passiven Infrastruktu-
ren auf Vorleistungsebene zu gewährleisten, insbesondere Zu-
gang zu Leerrohren, Zugang zur unbeschalteten Glasfaser, 
Bitstromzugang sowie vollständig entbündelter Zugang zur 

Teilnehmeranschlussleitung. In Fällen, in denen die Gewährleis-
tung eines physisch entbündelten Zugangs zur Teilnehmeran-
schlussleitung nicht realisiert ist, muss stattdessen übergangs-
weise ein gleichwertiges virtuelles Zugangsprodukt bereitge-
stellt werden. Der effektive Zugang auf Vorleistungsebene soll 
so früh wie möglich, vor Inbetriebnahme des Netzes für mindes-
tens sieben Jahre und für die den Zugang zu Leerrohren und 
Masten für unbefristete Dauer gewährt werden. Falls die Netz-
betreiberin oder der Netzbetreiber auch Endkundendienste 
anbietet, soll der Zugang möglichst sechs Monate vor Marktein-
führung gewährleistet sein mit dem Ziel, ein zeitgleiches Ange-
bot auch durch den oder die anderen Anbieter zu ermöglichen.

• Die Preise für den Zugang auf Vorleistungsebene müssen sich 
auf die Preisbildungsverfahren der Bundesnetzagentur (BNetzA) 
und auf Benchmarks stützen, die in vergleichbaren wettbewerbs-
intensiveren Gebieten des Landes beziehungsweise der Euro-
päischen Union gelten, wobei die der Netzbetreiberin oder dem 
Netzbetreiber gewährten Zuschüsse zu berücksichtigen sind. 
Die BNetzA wird zu den Zugangsbedingungen (einschließlich 
Preisen) sowie bei Streitigkeiten zwischen den Zugangsinteres-
senten und der Betreiberin oder dem Betreiber der geförderten 
Infrastruktur konsultiert.

• Die Verlegung der nach Nr. 1.4.1 und Nr. 1.4.3. geförderten Leer-
rohre ist zu dokumentieren und in das hessische Breitbandin-
formationssystem und Leerrohrmanagementtool hesbis (www.
hesbis.de) sowie beim Infrastrukturatlas der Bundesnetzagentur 
(www.bundesnetzagentur.de/cln_1432/DE/Sachgebiete/Tele-
kommunikation/Unternehmen_Institutionen/Breitband/Infra-
strukturatlas/Infrastrukturinhaber/infrastrukturinhaber-node.
html) einzutragen. Den an der Nutzung interessierten Netzbe-
treibern sind alle erforderlichen Informationen zur Verfügung 
zu stellen.

• Das Markterkundungsverfahren sowie das Vergabeverfahren 
sind in die entsprechenden Datenbanken des Breitbandbüros 
des Bundes einzutragen (www.breitbandausschreibungen.de/
mylogin). Weiterhin ist über das Breitbandbüro des Bundes das 
Monitoring durchzuführen (www.breitbandbuero.de/index.
php?id=nga-rahmenregelung).

• Für Förderungen von mehr als 10 Mio. Euro ist ein Überwa-
chungs- und Rückforderungsmechanismus nach Art. 52 Abs. 7 
AGVO vorgesehen.

1.7.2. Die Fördermittel sind zweckgebunden und dürfen nicht ab-
getreten oder verpfändet oder in sonstiger nicht zweckentsprechen-
der Weise verwendet werden.

1.7.3. Die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Dezember 2013 (ESI-Verordnung) 
findet ebenfalls Anwendung. Insbesondere ist die Frist zur Dauer-
haftigkeit der Vorhaben nach Art. 71 Abs. 1 zu beachten.

1.7.4. Publizität und Transparenz

Nach Art. 13 der Verordnung (EU) Nr. 808/2014 (ELER-Durchfüh-
rungsverordnung) in Verbindung mit Anhang III sind die entspre-
chenden Informations- und Publizitätsvorschriften durch die Be-
günstigten einzuhalten.

Einzelheiten sind in dem Merkblatt „Informations- und Publizi-
tätsvorschriften für die Umsetzung von Vorhaben im Rahmen des 
Entwicklungsplans für den ländlichen Raum des Landes Hessen 
2014-2020 (EPLR)“ enthalten, das mit dem Antrag zur Verfügung 
gestellt wird.

Darüber hinaus gelten die Transparenzvorschriften der Europä-
ischen Union nach Art. 111 ff. der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.

1.7.5. Evaluierung

Das Land Hessen stellt auf der Grundlage von Art. 76 der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013 (ELER-VO) im Zuge der Durchführung 
der Förderung sicher, dass alle für eine Evaluierung erforderlichen 
Daten zeitnah erhoben werden.

Die Begünstigten haben sich bereit zu erklären, im erforderlichen 
Umfang betriebliche Daten beziehungsweise Förderdaten zu Aus-
wertungszwecken zeitnah zur Verfügung zu stellen und hierzu ge-
gebenenfalls Zugang zum geförderten Unternehmen zu ermögli-
chen.

1.7.6. Kontrolle und Sanktionen

Die Kontrollen sowie die Anwendung von Sanktionen werden nach 
den Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 (Horizon-
tale Verordnung) und den dazu erlassenen Durchführungsverord-
nungen beziehungsweise Delegierten Verordnungen durchgeführt. 
Diese sind in den Antrags- beziehungsweise Bewilligungsunterla-
gen enthalten.

1.8 Auswahlkriterien

Die Auswahl der zu fördernden Vorhaben erfolgt nach Maßgabe 
des Art. 49 der ELER-VO (Teil III Nr. B.1) und unter Berücksichti-
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gung der Vorgaben des von der ELER-Verwaltungsbehörde heraus-
gegebenen Dokumentes „Auswahlkriterien zum Entwicklungsplan 
für den ländlichen Raum des Landes Hessen (EPLR) für die Pro-
grammplanungsperiode 2014-2020“ in der jeweils gültigen Fas-
sung.

2. Breitbandversorgung ländlicher Räume (GAK-Förderung)

2.1 Gegenstand der Förderung

Ziel der Förderung ist es, durch die Schaffung einer zuverlässigen, 
erschwinglichen und hochwertigen Breitbandinfrastruktur die 
Nutzung der modernen Informations- und Kommunikationstech-
nologien in unterversorgen ländlichen Gebieten zu ermöglichen, 
und damit insbesondere land- und forstwirtschaftliche Unterneh-
men in ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Rechtsgrundlagen 
sind das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK-Gesetz – GAKG) 
und der Rahmenplan für die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK-Rahmen-
plan) in der jeweils geltenden Fassung.
Mit GAK-Mitteln sollen insbesondere kleinere Breitbandinfra-
strukturprojekte auf Orts- beziehungsweise Ortsteilebene unter-
stützt werden. Die GAK-Förderung ist bis zum 31. Dezember 2018 
befristet.
Sofern die Anforderungen für eine Förderung im Rahmen der GAK 
erfüllt sind, können die GAK-Mittel auch als Kofinanzierung für 
die Förderung von Vorhaben eingesetzt werden, die auf der Basis 
der Richtlinie des Bundes zur „Förderung zur Unterstützung des 
Breitbandausbaus in der Bundesrepublik Deutschland“ („Bundes-
förderrichtlinie Breitbandausbau“) entsprechend der Bekanntma-
chung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur in der jeweils geltenden Fassung gefördert werden.

2.2 Fördergebiet

Fördergebiete sind Orte und Ortsteile im ländlichen Raum nach 
Teil I Nr. 3., die mit einer geringeren Downstreamübertragungsrate 
(MBit/s downstream) versorgt sind, als im jeweils gültigen GAK-
Rahmenplan vorgesehen ist.

2.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind Gemeinden und Gemeindeverbände.

2.4 Zuwendungszweck

2.4.1. Folgende Maßnahmen sind förderfähig:
– Förderung der Schließung der Wirtschaftlichkeitslücke bei In-

vestitionen in leitungsgebundene oder funkbasierte Breit-
bandinfrastrukturen;

– Förderung der Verlegung von Leerrohren
– Förderung von Machbarkeitsuntersuchungen
Gefördert werden können:
2.4.2. Nicht rückzahlbare Zuschüsse der Zuwendungsempfänger 
an private oder kommunale Netzbetreiber zur Schließung der Wirt-
schaftlichkeitslücke bei Investitionen in leitungsgebundene oder 
funkbasierte Breitbandinfrastrukturen.
Wirtschaftlichkeitslücke ist die Differenz zwischen den Investiti-
onskosten und der Wirtschaftlichkeitsschwelle für einen Zeitraum 
von bis zu sieben Jahren (Differenz des Barwerts der Einnahmen 
und des Barwerts aller Kosten des Netzaufbaus).
2.4.3. Die Verlegung von Leerrohren, die für Breitbandinfrastruktur 
genutzt werden, mit einem nutzer- und anbieterneutralen Standard, 
zum Beispiel drei- oder mehrfach D 50. Zuwendungsberechtigte 
sind die Bauherrin oder der Bauherr oder die oder der allein über 
die Nutzung der Leerrohre verfügungsberechtigte Zuwendungs-
empfängerin oder Zuwendungsempfänger. Bezüglich der Vorgaben 
zur Dimensionierung passiver Infrastruktur im Rahmen des geför-
derten Breitbandausbaus siehe Teil III Nr. A 21.
Bei leitungsgebundener Infrastruktur ist die Verlegung oder Ver-
besserung der erforderlichen Einrichtungen bis einschließlich der 
Verteilereinrichtungen förderfähig; bei funkbasierten Lösungen ist 
die Errichtung der technischen Netzinfrastrukturelemente bis ein-
schließlich des Sendemastes förderfähig.
2.4.4. Machbarkeitsuntersuchungen, Planungsarbeiten und Auf-
wendungen, die der Vorbereitung und Begleitung von Maßnahmen 
nach Teil II Nr. 2.4.2. und Nr. 2.4.3. dienen. Machbarkeitsuntersu-
chungen und Planungsarbeiten müssen frei von Rechten Dritter 
erworben werden.

2.5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

Die Förderung erfolgt als Projektförderung im Wege der Anteilfi-
nanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwendungs-
fähigen Ausgaben.
Die Höhe der Förderung beträgt bis zu 60 Prozent der zuwendungs-
fähigen Ausgaben. Von den zuwendungsfähigen Ausgaben ist die 
Mehrwertsteuer abzuziehen, soweit eine Vorsteuerabzugsberechti-

gung gegeben ist. Der Zuschuss im Rahmen der Maßnahme ist auf 
500.000 Euro pro Einzelvorhaben beschränkt.

2.6 Verfahren

Die Förderung ist mit den erforderlichen Unterlagen bei der WI-
Bank (Teil I Nr. 5.2) zu beantragen. Darzulegen ist,
– dass die geplante Maßnahme im Fördergebiet entsprechend  

Teil I Nr. 3. liegt,
– ein Nachweis der fehlenden oder unzureichenden Breitband-

versorgung (Downstreamübertragungsrate von weniger als 6 
Mbit/s zu erschwinglichen Preisen) vorliegt,

– innerhalb der nächsten drei Jahre keine Versorgung durch ein 
Telekommunikationsunternehmen – auch unter Nutzung aller 
regulatorischen Mittel – zu erwarten ist (Durchführung eines 
sogenannten Markterkundungsverfahrens),

– die geförderte Investition zu einer wesentlichen Verbesserung 
der Breitbandversorgung führt. Eine „wesentliche Verbesserung 
der Breitbandversorgung“ liegt bei einer Steigerung der Down-
load- und Uploadgeschwindigkeit um 100 Prozent oder mehr 
vor. Die Steigerung muss jedoch mindestens zu einer Versorgung 
von 30 Mbit/s im Download führen,

– ein öffentliches, transparentes und diskriminierungsfreies Aus-
wahlverfahren stattgefunden hat.

2.7 Weitere Bestimmungen

2.7.1. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfän-
ger hat zur Auswahl einer geeigneten Netzbetreiberin oder eines 
geeigneten Netzbetreibers ein offenes und transparentes Auswahl-
verfahren unter Wahrung des Grundsatzes der Technologieneutra-
lität durchzuführen. Die Veröffentlichung muss mindestens in ei-
nem offiziellen Amtsblatt, im Internetangebot der Gemeinde und 
auf dem Bundesportal www.breitbandausschreibungen.de erfolgen.
2.7.2. Die Beschreibung der Leistungen im offenen und transparen-
ten Auswahlverfahren muss technologieneutral abgefasst sein.
2.7.3. Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage einer Wirtschaftlich-
keitsberechnung der Anbieter, aus der der Betrag hervorgeht, den 
die Anbieterin oder der Anbieter als Investitionskostenzuschuss für 
erforderlich hält. Es soll bei gleichen technischen Spezifikationen 
das wirtschaftlichste Angebot ausgewählt werden.
2.7.4. Das Angebot umfasst auch die Investitionen zur Herstellung 
des offenen und fairen Zugangs auf Vorleistungsebene (technische 
Herstellung der Anbieter- und Nutzerneutralität), der für mindes-
tens sieben Jahre zu gewährleisten ist. Der Zugang zu Leerrohren 
und Masten ist unbefristet zu gewähren. Bei geförderten Breitband-
netzen muss die Möglichkeit einer vollständigen Entbündelung 
geboten werden.
2.7.5. Die Preise für den Zugang auf Vorleistungsebene müssen auf 
den Preisbildungsverfahren der BNetzA und auf Preisen beruhen, 
die in vergleichbaren, von mehr Wettbewerb geprägten Gebieten 
gelten.
2.7.6. Im Fall, dass das Auswahlverfahren erfolglos bleibt oder die 
Realisierung der Investition nach Teil II Nr. 2.4.2. durch eine private 
Anbieterin oder einen privaten Anbieter einen höheren Zuschuss 
erfordert als bei Realisierung durch die Zuwendungsempfängerin 
oder den Zuwendungsempfänger, kann die Zuwendungsempfänge-
rin oder der Zuwendungsempfänger die Investition selbst durch-
führen. Förderfähig ist auch in diesem Fall der Teilbetrag, der zur 
Erreichung der förderfähigen Investitionskosten erforderlich ist.
2.7.7. Die Förderung nach Teil II Nr. 2.4.2. erfolgt unter dem Vor-
behalt des Widerrufs für den Fall, dass der Zuwendungszweck 
innerhalb eines Zeitraums von sieben Jahren nicht mehr gewähr-
leistet ist. Die Förderung nach Teil II Nr. 2.4.3. erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass die geförderten Leerrohre 
innerhalb eines Zeitraums von sieben Jahren nicht mehr für Breit-
bandinfrastruktur genutzt werden können, oder die Zuwendungs-
nehmerin oder der Zuwendungsnehmer die geförderte Infrastruk-
tur vor Ablauf des siebenjährigen Zweckbindungszeitraums ver-
äußert und die Zweckbindung nicht aufrecht erhalten wird.
2.7.8. Die Verlegung der nach Teil II Nr. 2.4.2 und Nr. 2.4.3. geför-
derten Leerrohre ist zu dokumentieren und unverzüglich in das 
hessische Breitbandinformationssystem und Leerrohrmanagement-
tool hesbis (www.hesbis.de) sowie beim Infrastrukturatlas der Bun-
desnetzagentur (www.bundesnetzagentur.de/cln_1432/DE/Sachge-
biete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Breitband/
Infrastrukturatlas/Infrastrukturinhaber/infrastrukturinhaber-
node.html) einzutragen. Den an der Nutzung interessierten Netz-
betreibern sind alle erforderlichen Informationen zur Verfügung zu 
stellen.
2.7.9. Wenn eine Zuwendungsempfängerin oder ein Zuwendungs-
empfänger die Investition nach Teil II Nr. 2.7.6. selbst durchführt, 
ist die Nutzung der Netzinfrastruktur in einem offenen und trans-
parenten Ausschreibungsverfahren zu vergeben.
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2.7.10. Bereits bei Antragstellung sind geeignete projektspezifische 
Indikatoren sowie entsprechende zeitpunktbezogene Ausgangs- 
und Zielwerte zu benennen, die eine Beurteilung des Umfangs der 
Zielerreichung ermöglichen.
2.7.11. Die Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (AGVO) vom 17. Juni 
2014 (ABl. L 143) ist verbindlich.

3. NGA-Versorgung in Gewerbegebieten (GRW-Förderung)

3.1 Gegenstand der Förderung

Die Förderung aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“(GRW) dient der Verbesserung der 
Breitbandanbindung insbesondere von mehreren Gewerbebetrie-
ben oder Gewerbegebieten in strukturschwächeren Regionen, die 
bisher unzureichend angebunden sind. Rechtsgrundlagen sind das 
Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“ (GRW-Gesetz – GRWG) und der Koordi-
nierungsrahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW-Koordinierungsrahmen) in 
der jeweils geltenden Fassung.
Sofern die Anforderungen für eine Förderung im Rahmen der GRW 
erfüllt sind, können die GRW-Mittel auch als Kofinanzierung für 
die Förderung von Vorhaben eingesetzt werden, die auf der Basis 
der Richtlinie des Bundes zur „Förderung zur Unterstützung des 
Breitbandausbaus in der Bundesrepublik Deutschland“ („Bundes-
förderrichtlinie Breitbandausbau“), entsprechend der Bekanntma-
chung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur in der jeweils geltenden Fassung gefördert werden.

3.2 Fördergebiete

Gefördert werden Vorhaben in den regionalen Fördergebieten der 
GRW nach Teil I Nr. 3.

3.3 Antragsberechtigte

Als Projektträger werden Gemeinden, Gemeindeverbände und 
Kreise gefördert. Darüber hinaus können auch juristische Personen, 
die steuerbegünstigte Zwecke verfolgen, mit kommunalen Trägern 
gleich behandelt werden, wenn die Voraussetzungen der §§ 51 bis 
68 der Abgabenordnung erfüllt sind und dies vom Finanzamt an-
erkannt ist. Träger können auch natürliche und juristische Personen 
sein, die nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Sofern beim 
Träger andere Gewerbebetriebe beteiligt sind, muss der Anteil der 
kommunalen beziehungsweise steuerbegünstigten Beteiligten über-
wiegen. In diesem Fall ist eine Besicherung eventueller Haftungs- 
und Rückforderungsansprüche in geeigneter Form vorzusehen.

3.4 Zuwendungszweck

3.4.1. Verwendungszweck dieser Förderung ist die Errichtung oder 
der Ausbau von Kommunikationsverbindungen (bis zur Anbindung 
an das Netz beziehungsweise den nächsten Knotenpunkt) um damit 
zielgerichtet und vorrangig förderfähige Betriebe in den GRW-
Fördergebieten zu unterstützen. Im Hinblick auf eine möglichst 
kostengünstige Anbindung der Unternehmen soll auch der Bedarf 
umliegender nicht förderfähiger Betriebe und Haushalte berück-
sichtigt sowie in die Förderung mit einbezogen werden.
3.4.2. Förderfähig sind:
a) die Nutzung beziehungsweise Verlegung von passiven Infra-

strukturen zur Errichtung einer NGA-fähigen Breitbandinfra-
struktur mit einem nutzer- und anbieterneutralen Standard,

b) die Ausführung von Tiefbauleistungen mit oder ohne Verlegung 
von Leerrohren (bezüglich der Vorgaben zur Dimensionierung 
passiver Infrastruktur im Rahmen des geförderten Breit-
bandausbaus siehe Teil III Nr. A 21.) sowie die Bereitstellung 
von Schächten, Verzweigern und Abschlusseinrichtungen ein-
schließlich Vorhaben, durch die möglichst innerhalb eines Jah-
res, spätestens jedoch bis zur Verfügbarkeit geeigneter Frequen-
zen nur ein weniger leistungsfähiges Netz entsteht (etwa bei 
Glasfaseranbindung eines Mobilfunksendemastes), sofern dies 
durch einen Geschäftsplan objektiv nachvollzogen und in ein 
Gesamtprojekt eingebunden werden kann,

c) die Schließung einer konkret nachzuweisenden Wirtschaftlich-
keitslücke als ausschließliche oder ergänzende Vorhaben beim 
Aufbau und Betrieb eines NGA-Netzes.

3.5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

3.5.1. Die Förderung wird als Projektförderung im Wege der An-
teilfinanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt.
3.5.2. Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach dem Umfang des 
Projektes sowie nach seinen Auswirkungen auf die Verbesserung 
der wirtschaftlichen Struktur der betreffenden Region. Der För-
dersatz darf 60 Prozent nicht überschreiten.
3.5.3. Eine Förderung im Bereich der Kommunikationsverbindun-
gen ist grundsätzlich nur in unterversorgten Gebieten zulässig, die 
über keine NGA-Infrastruktur (weiße NGA-Flecken) verfügen und 
innerhalb der nächsten drei Jahre nach erwartetem Investitionsbe-

ginn unter Marktbedingungen aller Voraussicht nach auch nicht 
verfügen werden. Unter NGA-Infrastrukturen sind Netze der 
nächs ten Generation mit sehr hohen Datenübertragungsraten, 
mindes tens jedoch 30 Mbit/s im Download zu verstehen.

3.6 Verfahren

Die Förderung ist mit den erforderlichen Unterlagen bei der WI-
Bank (Teil I Nr. 5.2), bei kreisangehörigen Gemeinden über das 
zuständige Landratsamt mit der Stellungnahme des Regierungs-
präsidiums zu beantragen. Den Antragsunterlagen ist beizufügen:
– Ein Nachweis der fehlenden oder unzureichenden NGA-Infra-

struktur in Gewerbegebieten, die innerhalb der nächsten drei 
Jahre nach erwartetem Investitionsbeginn unter Marktbedin-
gungen aller Voraussicht nach auch nicht verfügbar ist.

– Kennzeichen für die Unterversorgung sind:
• Die Downloadgeschwindigkeit beträgt weniger als 30 

Mbit/s.
• Es besteht ein für die Unternehmen unangemessenes Preis-

Leistungsverhältnis verglichen mit dem Preis-Leistungs-
Verhältnis der Breitbandversorgung für Unternehmen in 
benachbarten Ballungsräumen.

– Eine nachvollziehbare, aktuelle Darstellung des ermittelten und 
prognostizierten Bedarfs an NGA-Anschlüssen im zu versor-
genden Gewerbegebiet. Dabei sollten neben dem für Gewerbe-
unternehmen festgestellten Bedarf auch der private Bedarf von 
umliegenden Haushalten und nicht förderfähigen Unternehmen 
einbezogen werden.

3.7 Weitere Bestimmungen

3.7.1. In Gebieten, in denen ein Wettbewerb zwischen mehreren 
Anbietern dieser Leistungen besteht beziehungsweise gewerbliche 
Angebote zur Infrastrukturbereitstellung vorliegen, erfolgt keine 
Förderung.
3.7.2. Die Identifizierung eines sogenannten „weißen NGA-Flecks“ 
– und damit die Eingrenzung des betroffenen Gebietes – erfolgt 
durch die örtlichen Behörden. Diese müssen sowohl unter angemes-
sener Berücksichtigung der Besonderheiten des jeweiligen Einzel-
falls als auch unter fiskalischen und wirtschaftspolitischen Ge-
sichtspunkten abwägen, ob die Erschließung von Gebieten mit 
hochleistungsfähigen NGA-Netzen bedarfsgerecht und sinnvoll ist. 
Auf jeden Fall muss aber ein gefördertes Vorhaben eine wesentliche 
Verbesserung der Versorgung mit NGA-Dienstleistungen herbei-
führen.
3.7.3. Die Förderung wird im Rahmen eines offenen, transparenten 
und diskriminierungsfreien Vergabeverfahrens nach dem EU-Ver-
gaberecht durchgeführt. Die Ausschreibung und ihr Ergebnis müs-
sen darüber hinaus auf dem Online-Portal www.breitbandaus-
schreibungen.de erfolgen.
3.7.4. Im Falle der Verlegung von geförderten Leerrohren ist diese 
zu dokumentieren und unverzüglich in das hessische Breitbandin-
formationssystem und Leerrohrmanagementtool hesbis (www.hes-
bis.de) sowie beim Infrastrukturatlas der Bundesnetzagentur (www.
bundesnetzagentur.de) einzutragen. Den an der Nutzung interes-
sierten Netzbetreibern sind alle erforderlichen Informationen zur 
Verfügung zu stellen.
3.7.5. Die Netzbetreiberin oder der Netzbetreiber muss zu fairen 
und diskriminierungsfreien Bedingungen möglichst umfassenden 
Zugang zur aktiven und passiven Infrastruktur auf Vorleistungs-
ebene im Sinne des Art. 2 Nr. 139 AGVO gewähren und die Mög-
lichkeit einer tatsächlichen und vollständigen physischen Entbün-
delung bieten. Der Zugang auf Vorleistungsebene ist für mindestens 
sieben Jahre; sofern neue Infrastrukturelemente (zum Beispiel 
Leerrohre oder Masten) bezuschusst werden, ist der Zugang dazu 
ohne zeitliche Beschränkung zu gewährleisten. Im Falle einer För-
derung zur Finanzierung der Verlegung von Leerrohren müssen 
diese groß genug für mehrere Kabelnetze und auf verschiedene 
Netzwerktopologien ausgelegt sein. Bietet eine Netzbetreiberin 
oder ein Netzbetreiber auch Endkundendienste an, so ist der Zu-
gang mindestens sechs Monate vor der Markteinführung dieser 
Dienste zu gewähren.
3.7.6. Die Preise für den Zugang auf Vorleistungsebene müssen auf 
den üblichen Preisbildungsverfahren der Bundesnetzagentur und 
auf Benchmarks, das heißt auf Preisen beruhen, die in vergleich-
baren, von mehr Wettbewerb geprägten Gebieten des Landes be-
ziehungsweise der Union gelten, wobei die der Netzbetreiberin oder 
dem Netzbetreiber gewährten Zuschüsse zu berücksichtigen sind.
3.7.7. Für Beihilfen von mehr als 10 Mio. Euro ist ein Überwa-
chungs- und Rückforderungsmechanismus nach Art. 52 Abs. 7 
AGVO vorgesehen.
3.7.8. Falls eine Ausschreibung erfolglos bleibt oder die Realisie-
rung der Investition durch eine private Anbieterin oder einen pri-
vaten Anbieter einen höheren Zuschuss erfordert als bei Realisie-
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rung durch die Begünstigte oder den Begünstigten, kann die Zu-
wendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger die Inves-
tition selbst durchführen.
3.7.9. Im Übrigen sind die Bestimmungen des GRW-Koordinie-
rungsrahmens ab 1.Juli 2014 zu beachten, insbesondere die Allge-
meinen Voraussetzungen unter B. Wirtschaftsnahe Infrastruktur-
maßnahmen, Vernetzung und Kooperation.
3.7.10. Die Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (AGVO) vom 17. Juni 
2014 (ABl. L 143) ist verbindlich.

4.  Studien und Konzepte zu regionalen NGA-/Breitbandinfrastruk-
turen

4.1 Gegenstand der Förderung

Gefördert werden Studien und Konzepte zur Unterstützung der 
Erarbeitung von Umsetzungs- und Geschäftsmodellen, wodurch 
sich Businesspläne besser bewerten und Kreditvergaben fundieren 
lassen.

4.2 Fördergebiet

Fördergebiet ist Hessen.

4.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind geeignete, regional verankerte Verbände, 
Institutionen oder Organisationen wie zum Beispiel Wirtschafts-
fördergesellschaften, Industrie- und Handelskammern, kommunale 
Gebietskörperschaften, Gemeinden und Gemeindeverbände mit 
ausgewiesenen Kenntnissen im Bereich von NGA-/Breitbandinfra-
struktur und Förderprogrammen sowie mit Verbindungen zu Kom-
munen und Unternehmen.

4.4 Zuwendungszweck

Gefördert werden NGA-/Breitbandinfrastruktur-Machbarkeitsun-
tersuchungen, Planungsarbeiten, Konzepte zur Optimierung der 
Netzauslastung, um die Wirtschaftlichkeit sicherzustellen, und 
sonstige Aufwendungen, die der Vorbereitung und Begleitung von 
überörtlichen NGA-/Breitbandinfrastrukturvorhaben dienen. Sie 
müssen im Zusammenhang mit geplanten Investitionsvorhaben 
stehen. Die geförderten Planungs- und Beratungsleistungen sind 
maximal bis vor Beginn der Bauleistung förderfähig. Die Begüns-
tigte oder der Begünstigte hat alle Inhalte der geförderten Unter-
lagen frei von Rechten Dritter zu erwerben.

4.5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

Die Ausgaben für die Planungsarbeiten und Konzepte können mit 
nicht rückzahlbaren Zuschüssen bis zu 50 Prozent im Wege der 
Anteilfinanzierung gefördert werden.

4.6 Verfahren

Die Förderung ist mit den erforderlichen Unterlagen bei der WI-
Bank (Teil I Nr. 5.2) zu beantragen.

5. Regionale Breitbandberatungsstellen und Breitbandbüro Hessen

5.1 Gegenstand der Förderung

Gefördert werden regionale Breitbandberatungsstellen, die Infor-
mations- und Beratungsleistungen für Breitbandausbauvorhaben 
in Hessen erbringen. 

5.2 Fördergebiet

Fördergebiet ist Hessen.

5.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind geeignete, regional verankerte Verbände, 
Institutionen oder Organisationen wie zum Beispiel Wirtschafts-
fördergesellschaften, Industrie- und Handelskammern, kommunale 
Gebietskörperschaften, Gemeinden und Gemeindeverbände mit 
ausgewiesenen Kenntnissen im Bereich von Breitband-Infrastruk-
tur und Förderprogrammen sowie mit Verbindungen zu Kommunen 
und Unternehmen.

5.4 Zuwendungszweck

Es werden – zeitlich befristet – regionale Breitbandberatungsstellen 
gefördert, deren Aufgabe die Beratung und Unterstützung der Kom-
munen und des Hessischen Breitbandbüros bei der Umsetzung von 
Breitbandinfrastrukturprojekten ist.

5.5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

Zuwendungen an regionale Breitbandberatungsstellen können als 
nicht rückzahlbarer Zuschuss im Rahmen einer Projektförderung 
von bis zu 100 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt 
werden. Zuwendungsfähig sind Personal- einschließlich Arbeits-
platzkosten bis zur Entgeltgruppe E 14 des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst des Landes Hessen; ihre Höhe bestimmt sich 
nach der Personalkostentabellen für die Kostenberechnungen in 
der Verwaltung in der jeweils gültigen Fassung. Reisekosten sind 
nach den Regelungen des Hessischen Reisekostengesetzes zuwen-
dungsfähig.

5.6 Verfahren

Die Förderung ist mit den erforderlichen Unterlagen bei der WI-
Bank (Teil I Nr. 5.2) zu beantragen. 

5.7 Breitbandbüro Hessen

Das Breitbandbüro Hessen ist bei der Hessen Trade & Invest GmbH 
(HTAI) angesiedelt. Es kann im Auftrag des HMWEVL den Breit-
bandausbau in Hessen auf operativer Ebene betreuen und soll zen-
traler Ansprechpartner mit dem Ziel sein, die infrastrukturelle 
Grundlage für die Digitalisierung Hessens zu schaffen. Die diesbe-
züglich vom Breitbandbüro Hessen zu erbringenden Leistungen 
werden im Rahmen eines jährlich abzuschließenden Dienstleis-
tungsvertrages nach § 611 BGB geregelt.

6. Landesförderung Breitbandinfrastrukturausbau

6.1 Gegenstand der Förderung

Nach diesem Förderprogramm sind Breitbandausbauprojekte för-
derfähig, die beihilferechtlich zulässig im Sinne der Art. 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) sind. Die beihilferechtliche Zulässigkeit kann sich insbe-
sondere gründen auf der Übereinstimmung des Projekts mit den 
Vorgaben der AGVO vom 17. Juni 2014, Verordnung (EU) Nr. 
651/2014 der Kommission, insbesondere Art. 52, mit den Vorgaben 
der Rahmenregelung der Bundesrepublik Deutschland zur Unter-
stützung des Aufbaus einer flächendeckenden Next Generation 
Access (NGA)-Breitbandversorgung (NGA-Rahmenregelung vom 
15. Juni 2015) oder auf einer Einzelnotifizierung bei der Europä-
ischen Kommission nach den sogenannten Breitbandleitlinien 
(Leitlinien der EU für die Anwendung der Vorschriften über staat-
liche Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnellen Breitbandaus-
bau ABl. 2013/C 25/01).
Gefördert werden können:
– Breitbandprojekte in Kreisen und Kommunen und dort in wei-

ßen NGA-Flecken nach Leitlinien der EU für die Anwendung 
der Vorschriften über staatliche Beihilfen im Zusammenhang 
mit dem schnellen Breitbandausbau (2013/C 25/01), RN 66.

– Migrationsprojekte von FTTC auf FTTB und Migrationsprojekte 
von FTTC auf FTTH. Bei FTTC (Fibre To The Curb) handelt es 
sich um Glasfaserverlegung bis zum bis Randstein beziehungs-
weise Kabelverzweiger. Bei FTTB (Fibre To The Building) ist 
Glasfaserverlegung bis zum Gebäude. Bei FTTH (Fibre To The 
Home) wird die Glasfaser bis in die Wohnung verlegt.

– Breitbandprojekte, die auf Basis der Richtlinie des Bundes zur 
„Förderung zur Unterstützung des Breitbandausbaus in der 
Bundesrepublik Deutschland“ („Bundesförderrichtlinie Breit-
bandausbau“), entsprechend der Bekanntmachung des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur in der je-
weils geltenden Fassung gefördert werden.

6.2 Fördergebiet

Fördergebiet ist Hessen.

6.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind Gemeinden, Gemeindeverbände und andere 
Gebietskörperschaften. Weiter sind antragsberechtigt privatrecht-
lich organisierte Gesellschaften, die sich in alleiniger öffentlicher 
Eigentümerschaft (100 Prozent) befinden und die eine wesentliche 
Verbesserung der Breitbandversorgung in unterversorgten Gebieten 
gewährleisten. Sie müssen die nachfolgenden Voraussetzungen der 
„Einrichtung des öffentlichen Rechts“ nach der Richtlinie 2014/24/
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/18/EG erfüllen:
Demnach können private Träger zu den Konditionen öffentlicher 
Träger gefördert werden, wenn sie alle nachfolgenden Merkmale 
erfüllen: 
a) Sie wurden zu dem besonderen Zweck gegründet, im Allgemei-

ninteresse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art zu erfüllen, 
b) sie besitzen Rechtspersönlichkeit und 
c) sie werden überwiegend vom Staat, von Gebietskörperschaften 

oder von anderen Einrichtungen des öffentlichen Rechts finan-
ziert oder unterstehen hinsichtlich ihrer Leitung der Aufsicht 
dieser Gebietskörperschaften oder Einrichtungen, oder sie ha-
ben ein Verwaltungs-, Leitungs-, beziehungsweise Aufsichtsor-
gan, das mehrheitlich aus Mitgliedern besteht, die vom Staat, 
von Gebietskörperschaften oder von anderen Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts ernannt worden sind.

6.4 Zuwendungszweck

Ziel der Förderung ist es, durch eine zuverlässige, erschwingliche 
und hochwertige Breitbandinfrastruktur die Nutzung der moder-
nen Informations- und Kommunikationstechnologien in bislang 
unterversorgen Gebieten zu ermöglichen.
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Folgende Vorhaben sind förderfähig:
6.4.1. Förderung der aktiven und passiven Breitbandinfrastruktur, 
einschließlich ihrer Schaffung, Verbesserung und Ausdehnung und 
Bereitstellung des Zugangs zu Breitband- und öffentlichen e-Go-
vernmentlösungen
6.4.2. Förderung der Wirtschaftlichkeitslücke. Die Wirtschaftlich-
keitslücke ist die Differenz zwischen dem Barwert aller Einnahmen 
und dem Barwert aller Kosten des Netzaufbaus und -betriebs, für 
einen Zeitraum von mindestens sieben Jahren.
6.4.3. Förderung der Verlegung von Leerrohren. Bezüglich der Vor-
gaben zur Dimensionierung passiver Infrastruktur im Rahmen des 
geförderten Breitbandausbaus siehe Teil III Nr. A 21.
Es können auch Maßnahmen unterstützt werden, die nach Teil II 
Nr. 4 (Studien und Regionalkonzepte) und Teil II Nr. 5 (Regionale 
Breitbandberatungsstellen/Breitbandbüro) dieser Richtlinie geför-
dert werden.
Ebenso können Vorhaben kofinanziert werden, die nach der Bun-
desförderrichtlinie Breitbandausbau förderfähig sind. 

6.5 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)

6.5.1. Die Förderung wird als Projektförderung im Wege der An-
teilfinanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt.
6.5.2. Grundsätzlich richtet sich die Höhe der Förderung mit Lan-
desmitteln nach dem Einzelfall und kann bis zu 50 Prozent der 
gesamten zuwendungsfähigen Projektausgaben betragen. Im Falle 
der möglichen Kofinanzierung von Bundes- und EU-Mitteln mit 
Landesmitteln kann diese Förderung bis zu 100 Prozent des not-
wendigen Kofinanzierungsbetrages umfassen.

6.6 Verfahren

Die Förderung ist mit den erforderlichen Unterlagen bei der WI-
Bank (Teil I Nr. 5.2) zu beantragen. Darzulegen ist, dass für die 
geplante Maßnahme
– ein Nachweis der fehlenden oder unzureichenden NGA-Breit-

bandversorgung (Downstreamübertragungsrate von weniger als 
30 Mbit/s) zu erschwinglichen Preisen vorliegt (gilt nicht für 
Migrationsprojekte von FTTC auf FTTB/H),

– innerhalb der nächsten drei Jahre keine Versorgung durch ein 
Telekommunikationsunternehmen – auch unter Nutzung aller 
regulatorischen Mittel – zu erwarten ist (Durchführung eines 
sog. Markterkundungsverfahrens),

– die geförderte Investition zu einer wesentlichen Verbesserung 
der Breitbandversorgung führt. Eine „wesentliche Verbesserung 
der Breitbandversorgung“ liegt bei einer Steigerung der Down-
load- und Uploadgeschwindigkeit um 100 Prozent oder mehr 
vor. Die Steigerung muss jedoch mindestens zu einer Versorgung 
von 30 Mbit/s im Download führen,

– ein öffentliches, transparentes und diskriminierungsfreies Aus-
wahlverfahren stattgefunden hat (öffentliche Konsultation).

6.7 Weitere Bestimmungen

6.7.1. Die Förderung nach Nr. 6.4. erfolgt unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs für den Fall, dass der Zuwendungszweck innerhalb eines 
Zeitraums von sieben Jahren nicht mehr gewährleistet ist, oder dass 
die geförderten Leerrohre innerhalb eines Zeitraums von sieben 
Jahren nicht mehr für Breitbandinfrastruktur genutzt werden kön-
nen.
6.7.2. Im Falle der Verlegung von geförderten Leerrohren ist diese 
zu dokumentieren und unverzüglich in das hessische Breitbandin-
formationssystem und Leerrohrmanagementtool hesbis (www.hes-
bis.de) sowie beim Infrastrukturatlas der Bundesnetzagentur (www.
bundesnetzagentur.de/cln_1432/DE/Sachgebiete/Telekommunika-
tion/Unternehmen_Institutionen/Breitband/Infrastrukturatlas/
Infrastrukturinhaber/infrastrukturinhaber-node.html) einzutra-
gen. Den an der Nutzung interessierten Netzbetreibern sind alle 
erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen.

Teil III Allgemeine Förderbestimmungen

A. Allgemeine Förderbestimmungen

Grundsätzlich gelten die folgenden allgemeinen Förderbestimmun-
gen, sofern nicht in Teil II besondere Regelungen getroffen sind.
Die Zuwendungen werden nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 
651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der 
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beilhilfen mit dem Binnen-
markt (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung – AGVO,  
ABl. L 187/1 ff.) sowie nach Art. 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und unter Beachtung 
der Leitlinien der EU für die Anwendung der Vorschriften über 
staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnellen Breit-
bandausbau (2013/C 25/01) sowie dieser Richtlinie gewährt. Aus 
diesen Leitlinien ergeben sich Vorgaben für die Dimensionierung 
passiver Infrastruktur im Rahmen des geförderten Breitbandaus-
baus, die im Teil III A Nr. 21 dargestellt sind.

  1. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung nach 
dieser Richtlinie besteht nicht. Die bewilligende Stelle entschei-
det aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. Die Finanzierungshilfen sind stets 
zusätzliche Hilfen. Sie sind erst dann vorzusehen, wenn andere 
öffentliche und private Finanzierungsmöglichkeiten in ange-
messenem und zumutbarem Maße genutzt worden sind. Die 
Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss sichergestellt sein. Die 
Finanzierungshilfen werden nur für einen begrenzten Zeitraum 
gewährt; die dauernde Unterstützung ist ausgeschlossen. 

  2. Die Förderung erfolgt auf der Grundlage des jeweils geltenden 
Haushaltsgesetzes für Vorhaben, die im Land Hessen durchge-
führt werden, sowie nach Maßgabe dieser Richtlinie.

 Für die Gewährung, die Auszahlung und die Rückzahlung von 
Zuwendungen, den Nachweis ihrer Verwendung und die Prü-
fung der Verwendungsnachweise gelten die Vorschriften des 
Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG), § 44 der 
Hessischen Landeshaushaltsordnung (LHO) und die hierzu er-
lassenen vorläufigen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie die 
Bestimmungen des Hessischen Verwaltungskostengesetzes 
(HVwKostG) in ihrer jeweils gültigen Fassung, soweit nicht in 
dieser Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen sind.

 Hierbei sind in ihrer jeweils gültigen Fassung insbesondere zu 
beachten:

– die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P), Anlage 2 zur VV Nr. 5.1 zu  
§ 44 LHO,

– die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zusam-
menschlüsse von Gebietskörperschaften (ANBest-GK), An-
lage 3 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO,

– die Baufachlichen Ergänzungsbestimmungen zu den VV zu 
§ 44 BHO (ZBau), Anhang 1 zur VV Nr. 6.2 zu § 44 LHO,

– die Zinsbestimmungen der Europäischen Kommission,

– die Regelungen des Gemeinsamen Runderlasses betreffend 
Öffentliches Auftragswesen (Vergabeerlass). 

 Die ANBest-P, ANBest-GK sowie ggfs. die ZBau sind zum Be-
standteil des Zuwendungsbescheids zu erklären.

  3. Die Verpflichtung öffentlicher Auftraggeber zur Anwendung 
des Vergaberechts, insbesondere des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen, des Hessischen Vergabe- und Tariftreue-
gesetzes (bei kommunalen Zuwendungsempfängern), der Ver-
gabeverordnung sowie der Abschnitte 2 der VOB/A, der aktu-
ellen vergaberechtlichen Bestimmungen des Bundes und der 
EU, bleibt unberührt. 

 Die Vergabeverfahren sind ausführlich und nachvollziehbar zu 
dokumentieren (Abbildung des gesamten Beschaffungsverfah-
rens, Vergabevermerk).

 Alle Bekanntmachungen sind in der Hessischen Ausschrei-
bungsdatenbank (HAD) bei der Auftragsberatungsstelle Hessen 
e.V., Bierstadter Straße 9, 65189 Wiesbaden, Tel: 0611-974 588-
0, Internet: www.had.de zu veröffentlichen (Pflichtbekanntma-
chung).

 Eine vergaberechtliche Beratung vor der Durchführung von 
Vergabeverfahren wird empfohlen. Nähere Informationen 
hierzu gibt die Auftragsberatungsstelle Hessen, E-Mail: info@
absthessen.de.

  4. Es handelt sich um Leistungen aus öffentlichen Mitteln im Sinne 
des hessischen Subventionsgesetzes vom 18. Mai 1977 (GVBl. I 
S. 199) in Verbindung mit dem Subventionsgesetz vom 29. Juli 
1976 (BGBl. I S. 2037). Die Antragsangaben und Tatsachen, von 
denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weiterge-
währung oder das Belassen der Zuwendung abhängig sind, sind 
subventionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches.

  5. Das HMWEVL kann innerhalb der Förderbereiche Schwer-
punkte setzen (zum Beispiel technische Anforderungen, auf 
bestimmte Zielgruppen bezogene Voraussetzungen) und ganz 
oder teilweise von der Förderung bestimmter Technologien oder 
Vorhaben absehen.

 Mit Zustimmung des Hessischen Ministeriums der Finanzen 
können auch Förderungen für Einzelvorhaben oder im Rahmen 
von Sonderprogrammen gewährt werden, die der Umsetzung 
der wirtschafts- und innovationspolitischen Ziele des Landes 
Hessen besonders dienen.

 Ausnahmen von dieser Richtlinie bedürfen der Zustimmung des 
Hessischen Ministeriums der Finanzen.

  6. Die Förderung wird auf der Grundlage eines schriftlichen An-
trags gewährt, der vor Beginn des Vorhabens zu stellen ist, so-
weit unter Teil II nichts Abweichendes geregelt ist.
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 Eine Förderung nach dieser Richtlinie wird nur für solche Vor-
haben bewilligt, die noch nicht begonnen worden sind (Refinan-
zierungsverbot). Vorhaben dürfen nicht begonnen werden, bevor 
der Zuwendungsbescheid rechtswirksam geworden ist.

 Auf der Grundlage eines begründeten Antrags kann im Einzel-
fall eine Ausnahme zugelassen werden, aus der jedoch kein 
Anspruch auf Förderung dem Grunde oder der Höhe nach ab-
geleitet werden kann. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der 
Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- 
und Leistungsvertrages zu werten, wenn dieser in direktem 
Zusammenhang mit dem Förderprojekt steht. Bei Baumaßnah-
men gelten Planung, Bodenuntersuchung und Grunderwerb 
nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie sind alleiniger 
Zweck der Förderung. Organisatorische Vorbereitungen zu öf-
fentlichkeitswirksamen Maßnahmen gelten nicht als Beginn des 
Vorhabens, wenn die Förderberechtigte oder der Förderberech-
tigte mit ihnen keine Verpflichtung zur Durchführung des Vor-
habens eingeht.

 Bei genehmigungspflichtigen Vorhaben ist die Baugenehmigung 
vor der Bewilligung der Fördermittel vorzulegen. In begründe-
ten Ausnahmefällen kann die Bewilligungsstelle eine Unbe-
denklichkeitsbescheinigung der Baubehörde zulassen. Die Bau-
genehmigung muss dann spätestens bis zum Zeitpunkt des 
Baubeginns nachgereicht werden.

 In den Fällen, in denen eine Baugenehmigung nicht erforderlich 
ist, oder durch Fristablauf als erteilt gilt, hat die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller den Nachweis darüber zu erbringen.

 VV Nr. 13.1 zu § 44 LHO bleibt hiervon unberührt.
 Ausnahmen vom Refinanzierungsverbot werden für kommunale 

Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von kommuna-
len Gebietskörperschaften (VV Nr. 13 zu § 44 LHO) nur dann 
zugelassen, wenn die Zuwendung mit mindestens 50 Prozent 
aus EU-Mitteln oder mit mindestens 50 Prozent aus Bundes-
mitteln kofinanziert wird.

  7. Bei der Förderung von Vorhaben und Projekten von Unterneh-
men wird die Definition der Kleinstunternehmen sowie der 
kleinen und mittleren Unternehmen (Abl. EU L 124 S. 36 – siehe 
auch Anhang I der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung – AGVO) oder deren Folgebestimmungen im Sinne der 
Empfehlung der Europäischen Union vom 6. Mai 2003 berück-
sichtigt. Danach werden Kleinstunternehmen sowie kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) derzeit definiert als Unterneh-
men, die
– weniger als 250 Personen beschäftigen und
– entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Millionen 

Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchs-
tens 43 Millionen Euro beläuft.

 Ausnahmen werden in Teil II Einzelbestimmungen geregelt.
 Zur Ermittlung der Schwellenwerte für eigenständige Unter-

nehmen, Partnerunternehmen beziehungsweise verbundene 
Unternehmen gelten die in der KMU-Empfehlung der EU-Kom-
mission vom 6. Mai 2003 enthaltenen Berechnungsmethoden 
oder deren Folgebestimmungen. Diese Beurteilungskriterien 
dürfen nicht durch solche Unternehmen umgangen werden, die 
die Voraussetzungen für die Eigenschaft als KMU zwar formal 
erfüllen, jedoch tatsächlich durch ein größeres oder mehrere 
größere Unternehmen kontrolliert werden. Es sind sämtliche 
rechtliche Zusammenschlüsse auszuschließen, die eine wirt-
schaftliche Gruppe bilden, deren wirtschaftliche Bedeutung 
über die eines KMU hinausgehen.

  8. Die beihilferechtliche Zulässigkeit kann sich insbesondere 
gründen auf der Übereinstimmung des Projekts mit den Vorga-
ben der AGVO vom 17. Juni 2014, Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
der Kommission, insbesondere Art. 52, mit den Vorgaben der 
Rahmenregelung der Bundesrepublik Deutschland zur Unter-
stützung des Aufbaus einer flächendeckenden Next Generation 
Access (NGA)-Breitbandversorgung (NGA-Rahmenregelung 
vom 15. Juni 2015) oder auf einer Einzelnotifizierung bei der 
Europäischen Kommission nach den sogenannten Breitband-
leitlinien (Leitlinien der EU für die Anwendung der Vorschrif-
ten über staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnel-
len Breitbandausbau ABl 2013/C 25/01).

 Freigestellte Beihilfen: Von der Anmeldepflicht freigestellte Bei-
hilfen erfolgen nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom-
mission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in 
Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (ABl. EU Nr. L 187 vom 26. Juni 
2014) – Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO).

 Dabei gelten folgende Voraussetzungen:
– einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung 

aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur 

Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Un-
vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen 
ist, dürfen keine Einzelbeihilfen gewährt werden;

– eine Zuwendung in den Fallgruppen nach Art. 1 Abs. 2 bis 
5 AGVO ist ausgeschlossen;

– die Beihilfeempfängerin oder der Beihilfeempfänger muss 
den Antrag nach Teil III A Nr. 5 mit allen erforderlichen 
Inhalten vor Beginn der Arbeiten für das Vorhaben oder die 
Tätigkeit gestellt haben;

– die Zuwendung darf mit anderen staatlichen Beihilfen – 
einschließlich De-minimis-Beihilfen – nicht kumuliert wer-
den, es sei denn, die andere Beihilfe bezieht sich auf unter-
schiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten oder es wird 
die höchste nach AGVO für diese Beihilfen geltende Beihil-
feintensität beziehungsweise der höchste nach AGVO für 
diese Beihilfe geltende Beihilfebetrag nicht überschritten;

– jede Einzelbeihilfe über 500.000 Euro wird nach Art. 9 
AGVO für nach dem 1. Juli 2016 gewährte Einzelbeihilfen 
nach europarechtlichen Vorgaben auf der Website des Hes-
sischen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Landesentwicklung veröffentlicht;

– erhaltene Förderungen können im Einzelfall nach Art. 12 
AGVO von der Europäischen Kommission geprüft werden.

 De-minimis-Beihilfen: De-minimis-Beihilfen werden im Rah-
men der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Art. 107 und 108 
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU L 352 S. 1) vergeben. Da-
nach kann ein Unternehmen innerhalb von drei Jahren De-
minimis-Beihilfen im Umfang von bis zu 200.000 Euro erhalten. 
Falls dieser Schwellenwert durch bereits erhaltene De-minimis-
Beihilfen erreicht ist beziehungsweise durch die Förderung im 
Rahmen des jeweiligen Programms überschritten wird, ist eine 
Förderung nur mit besonderer Genehmigung der Europäischen 
Kommission möglich.

 Bei De-minimis-Beihilfen sind Informations- und Dokumenta-
tionspflichten vom Zuwendungsempfänger zu beachten; auf 
diese wird im Bewilligungsbescheid hingewiesen.

 Angemeldete Beihilfen: Im Falle von Zuwendungen, die weder 
als De-minimis-Beihilfe noch als freigestellte Beihilfen gewährt 
werden können und bei denen die Voraussetzungen einer Bei-
hilfe nach Art. 107 Abs. 1 AEUV vorliegen, erfolgt eine Anmel-
dung bei der Europäischen Kommission nach Art. 108 Abs. 3 
AEUV (Einzelfallnotifizierung). Vor einer Genehmigung durch 
die Europäische Kommission darf die Beihilfe nicht gewährt 
werden.

 Für Förderungen an Unternehmen, welche mit Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) betraut 
sind, gelten folgende beihilferechtlichen Besonderheiten:
– unter gewissen Voraussetzungen – Einhaltung aller vier so-

genannten Altmark-Kriterien (ABl. L 7 vom 11. Januar 2012, 
S. 3) – ist die Förderung beihilfefrei;

– die De-minimis-Höchstgrenze beträgt für Unternehmen, die 
DAWI erbringen, 500.000 Euro;

– unter gewissen Voraussetzungen – Einhaltung der ersten drei 
sogenannten Altmark-Kriterien sowie Unterschreiten von 
absoluten Schwellenwerten – enthält die Förderung zwar 
ein Beihilfeelement, ist aber von der Notifizierungspflicht 
auch ohne Anzeige bei der Europäischen Kommission frei-
gestellt (vergleiche Beschluss der Kommission vom 20. De-
zember 2011 über die Anwendung von Art. 106 Abs. 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 
staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zu-
gunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung 
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse betraut sind.

  9. Soweit außerhalb des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) aufgrund 
besonderer Gesetze oder nach Maßgabe des Landeshaushalts 
Mittel für zweckgebundene Zuwendungen an kommunale Emp-
fänger vorgesehen sind, sollen bei der Zuwendung deren finan-
zielle Leistungsfähigkeit und ihre Stellung im Finanz- und 
Lastenausgleich berücksichtigt werden. Über die Mittel verfügt 
das jeweils zuständige Fachministerium im Einvernehmen mit 
dem für kommunale Angelegenheiten zuständigen Ministerium 
und dem Ministerium der Finanzen.

 Diese einvernehmliche Abstimmung kann entfallen, wenn EU- 
oder Bundesvorgaben entgegenstehen beziehungsweise zum 
Verlust entsprechender Fördermittel führen. 

10. Für investive Projekte ist Fördervoraussetzung, dass die zweck-
entsprechende Nutzung in einem angemessen langen Zeitraum 
von in der Regel sieben Jahren, bei Infrastrukturinvestitionen 
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von in der Regel 15 Jahren sichergestellt und die Wirtschaft-
lichkeit (betriebswirtschaftliche Effizienz unter Einschluss der 
Förderung) des Vorhabens nachgewiesen wird. Nach Art 71 der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 gelten fünf Jahre nach der Ab-
schlusszahlung an den Begünstigten als Mindestnutzungsdauer. 
Einzelregelungen sind gegebenenfalls in Teil II getroffen.

 Die mit der erhaltenen Zuwendung erstellten Anlagen müssen 
im Eigentum der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwen-
dungsempfängers verbleiben oder die bestimmungsgemäße Nut-
zung der Anlage muss durch Grunddienstbarkeiten gesichert 
sein. Ausnahmen hiervon können auf Antrag zugelassen werden, 
wenn der Zuwendungszweck durch die Veräußerung nicht ge-
fährdet wird. Die konkrete Zweckbindungsfrist ist auf die je-
weilige Maßnahme bezogen im Zuwendungsbescheid zu regeln. 

11. Eigenleistungen und Sachleistungen können als zuwendungs-
fähig anerkannt werden, wenn sie belegmäßig nachgewiesen 
werden und mit Stundennachweis und Angaben zu den erbrach-
ten Leistungen erfasst sind, so dass sie von einer unabhängigen 
Stelle geprüft werden können. Im Falle der Anerkennung von 
Eigenleistungen oder Sachleistungen darf der Gesamtbetrag der 
Förderung die zuwendungsfähigen Ausgaben ohne die darin 
enthaltenen Eigenleistungen und Sachleistungen nicht über-
schreiten. Für Förderungen aus dem Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
können Eigenleistungen und Sachleistungen nicht als zuwen-
dungsfähig anerkannt werden.

12. Nach Abschluss der geförderten Maßnahme ist die zweckent-
sprechende Verwendung der Förderung der bewilligenden Stelle 
entsprechend den ANBest-P oder ANBest-GK nachzuweisen, 
soweit im Zuwendungsbescheid keine andere Regelung getrof-
fen wurde.

13. Die Auszahlung von Zuwendungen unter 25.000 Euro erfolgt 
erst nach Eingang des Verwendungsnachweises.

14. Unter den Voraussetzungen der §§ 48, 49 HVwVfG kann der 
Zuwendungsbescheid (teilweise) zurückgenommen oder wider-
rufen werden. Eine etwaige (auch anteilige) Erstattung des För-
derbetrages richtet sich nach den VV Nr. 8.4 und 8.5 zu § 44 
LHO in Verbindung mit § 49a HVwVfG in der jeweils geltenden 
Fassung sowie nach den entsprechenden Bestimmungen der 
Europäischen Kommission, soweit EU-Mittel in der Zuwendung 
enthalten sind.

 Die Rücknahme und der Widerruf (auch teilweise) von Beschei-
den sind nach § 4 Abs. 4 HVwKostG kostenpflichtig, sofern diese 
auf Gründen beruhen, die die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger zu vertreten hat.

15. Eine Kumulation der Förderung nach dieser Richtlinie mit einer 
Förderung des Bundes oder der Europäischen Union oder an-
deren öffentlichen Fördergebern ist zulässig, wenn die höchste 
nach AGVO zulässige Beihilfeintensitiät beziehungsweise der 
höchste nach AGVO geltende Beihilfebetrag nicht überschritten 
werden. Diese Förderungen reduzieren die zuwendungsfähigen 
Ausgaben nach Teil II nicht.

 Darüber hinaus ist eine zusätzliche Förderung aus anderen För-
derprogrammen des Landes Hessen ausgeschlossen.

16. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger 
hat in jede von der bewilligenden Stelle oder einer von ihr be-
auftragten Stelle für erforderlich gehaltene Überwachung und 
Überprüfung einzuwilligen sowie Evaluierungen zu unterstüt-
zen. Das Prüfungsrecht gilt insbesondere auch für Prüfungen 
der Rechnungshöfe des Landes Hessen, des Bundes und der 
Europäischen Union, die im Rahmen von örtlichen Erhebungen 
Einsichtnahme in die Bücher, Belege und Unterlagen der Zu-
wendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers neh-
men können.

17. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger 
erklärt sich mit Antragstellung damit einverstanden, dass zum 
Zwecke der Transparenz Name, Angaben über das Vorhaben 
und über die Höhe des Zuschusses in geeigneter Form veröf-
fentlicht werden können.

18. Erstattungsfähige Umsatzsteuer ist nicht zuwendungsfähig.
19. Bei der Umsetzung des Projekts sind die soziale und ökologische 

Verträglichkeit des Projekts sowie die Beachtung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern zu gewährleisten. Die Be-
lange behinderter Menschen sollen berücksichtigt werden.

20. Für Vorhaben, die mit nicht rückzahlbaren GRW/GAK-Zu-
schüssen gefördert werden, gelten zusätzlich die in dem jewei-

ligen Rahmenplan festgelegten Regelungen über Voraussetzung, 
Art und Intensität der Förderung.

21. Vorgaben für die Dimensionierung passiver Infrastruktur im 
Rahmen des geförderten Breitbandausbaus: Es gelten die „Vor-
gaben für die Dimensionierung passiver Infrastruktur im Rah-
men des geförderten Breitbandausbaus“ des Bundes in der je-
weils gültigen Fassung. Diese sind unter www.breitbandbuero.
de als Anlage zur Bundesförderung Breitband veröffentlicht.

B.  Bestimmungen bei Förderungen aus dem Europäischen Land-
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) sowie der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK)

Im Falle der Förderung mit Mitteln aus dem ELER sind folgende 
Bestimmungen in der jeweils gültigen Fassung besonders zu beach-
ten:
1. Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der 
ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ELER-
VO).

2. Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Be-
stimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fi-
schereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europä-
ischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ESI-VO).

3. Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung, 
die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen 
Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)  
Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, 
(EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des Rates.

4. Verordnung (EU) Nr. 808/2014 der Kommission vom 17. Juli 
2014 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EU)  
Nr. 1305/2013 (Abl. L 227),

5. Verordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission vom 17. Juli 
2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 (Abl. L 227),

6. Delegierte Verordnung (EU) Nr. 807/2014 der Kommission vom 
11. März 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 
(Abl. L 227),

7. Entwicklungsplan für den ländlichen Raum des Landes Hessen 
2014-2020 (EPLR Hessen), genehmigt von der Europäischen 
Kommission mit Entscheidung vom 13. Februar 2015 (CCI: 
2014DE06RDRP010).

 Im Falle der Förderung mit Mitteln aus der GAK sind die Be-
stimmungen des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“, Förder-
bereich: Verbesserung der ländlichen Strukturen, Teil A. Inte-
grierte ländliche Entwicklung, Nr. 7.0 Breitbandversorgung 
ländlicher Räume“ in der jeweils gültigen Fassung zu beachten.

C. Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt rückwirkend zum 1. Januar 2016 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Für Förderungen, 
die nach dieser Richtlinie gewährt wurden, bleiben sie auch nach 
Ablauf ihrer Geltungsdauer weiterhin anwendbar. Sie ersetzen den 
Teil II Nr. 7. der Richtlinien des Landes Hessen zur Förderung der 
regionalen Entwicklung vom 26. März 2013 (StAnz. S. 515), geän-
dert am 11. Mai 2013 (StAnz. S. 682).
Diese Richtlinie ergeht im Einvernehmen mit dem Hessischen 
 Ministerium der Finanzen und dem Hessischen Ministerium für 
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz.

Wiesbaden, den 8. August 2016

Hessisches Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Landesentwicklung
IV 6 090-10-10-10#001
– Gült.-Verz. 50 –

 StAnz. 35/2016 S. 908
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HESSISCHES MINISTERIUM 
FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE, VERKEHR UND LANDESENTWICKLUNG

Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung im Land 
Hessen;
Änderung

Bezug: Richtlinie vom 8. August 2016 (StAnz. S. 908)

Die Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der Breitband-
versorgung im Land Hessen vom 8. August 2016 (StAnz. S. 908) 
wird wie folgt geändert:
1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Teil II Nr. 6 wird als neue Nr. 7 angefügt:
„7. Öffentliche WLAN-Hotspots in hessischen Kommunen“

b)	 Die Angabe zu Teil III A wird wie folgt gefasst:
„A. Allgemeine Förderbestimmungen inklusive beihilfe-
rechtlicher Einordnung“.

2.	 Teil I Nr. 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
a)	 Das Wort „New“ wird durch das Wort „Next“ ersetzt. 
b)	 Nach den Worten „Schaffung einer zuverlässigen, er-

schwinglichen und hochwertigen Breitbandinfrastruktur“ 
werden die Worte „und Bereitstellung von Zugangsmög-
lichkeiten“ eingefügt.

3.	  Teil I Nr. 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Im Abs. 1 wird nach Nr. 6 als neue Nr. 7 angefügt: 

„7. zur Förderung öffentlicher WLAN-Netze in hessischen 
Kommunen“

b)	 Im Abs. 2 Satz 2 wird nach der Angabe „gleichermaßen 
geltenden Förderbestimmungen“ ein Komma eingefügt.

4.	 Teil II Nr. 1.6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Spiegelstrich 1 wird wie folgt neu gefasst:

„eine unzureichende Breitbandversorgung nach der zum 
Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Regelung (z.B. 
weißer Fleck nach den Förderbestimmungen unter Teil 
III A Abs. 2 oder Nr. 8) besteht (Nachweise nicht älter als 
12 Monate);“

b)	 In Spiegelstrich 2 wird die Angabe „zwölf“ durch die An-
gabe „12“ ersetzt.

c)	 In Spiegelstrich 4 Satz 2 werden die Worte „von 30 Mbit/s 
im Download“ durch die Worte „nach der geltenden Rege-
lung (Teil III A Abs. 2 oder Nr. 8)“ ersetzt.

5.	 Teil II Nr. 2.6 wie folgt geändert:
a)	 Spiegelstrich 2 wird wie folgt gefasst:

„ein Nachweis der fehlenden oder unzureichenden Breit-
bandversorgung (Versorgung unterhalb der im jeweils gel-
tenden GAK-Rahmenplan geregelten Downstreamüber-
tragungsrate zu erschwinglichen Preisen),“

b)	 In Spiegelstrich 3 wird vor die Worte „innerhalb der 
nächsten drei Jahre“ das Wort „dass“ eingefügt.

c)	 Spiegelstrich 4 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird vor die Worte „die geförderte Investition“ 

das Wort 
„dass“ eingefügt. 

bb)	Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 „Die Steigerung muss jedoch mindestens zu einer Ver-
sorgung führen, welche die Anforderungen an Breit-
bandnetze (sog. NGA-Netze) nach der zum Zeitpunkt 
der Antragstellung geltenden Regelung erfüllt (z.B. Ver-
sorgung oberhalb von Downloadraten in weißen Fle-
cken nach den Regelungen nach Teil III A. Abs. 2 oder 
Nr. 8),“ 

6.	  Teil II Nr. 3.5.3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Unter NGA-Infrastrukturen sind Netze der nächsten Gene-
ration mit sehr hohen Datenübertragungsraten zu verstehen 
(z.B. Versorgung oberhalb von Downloadraten in weißen Fle-
cken nach der zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden 
Fassung des Koordinierungsrahmens der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“)“.

7.	 Teil II Nr. 3.6 Spiegelstrich 2 Unterspiegelstrich 1 wird wie 
folgt gefasst:

646

„Die Versorgung liegt unter der angegebenen Mindestversor-
gung (z.B. weißer Fleck) in der zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung geltenden Fassung des Koordinierungsrahmens der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“.“

8.	 Teil II Nr. 6.6 wird wie folgt geändert:
a)	 Spiegelstrich 1 wird wie folgt gefasst:

“ein Nachweis der fehlenden oder unzureichenden NGA-
Breitbandversorgung (Versorgung unterhalb der zum Zeit-
punkt der Antragstellung geltenden Regelung (z.B. wei-
ßer Fleck) nach den Förderbestimmungen unter Teil III A 
Abs. 2 oder Nr. 8) zu erschwinglichen Preisen (gilt nicht 
für Migrationsprojekte von FTTC auf FTTB/H),“.

b)	 Spiegelstrich 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
 „Die Steigerung muss jedoch mindestens zu einer Ver-
sorgung führen, welche die Anforderungen an Breitband-
netze (sog. NGA-Netze) nach der zum Zeitpunkt der An-
tragstellung geltenden Regelung erfüllt (z.B. Versorgung 
oberhalb von Downloadraten in weißen Flecken nach den 
Förderbestimmungen unter Teil III A Abs. 2 oder Nr. 8)“. 

9.	 Nach Teil II Nr. 6 wird als neue Nr. 7 angefügt:

„7.	 Öffentliche WLAN-Hotspots in hessischen Kommunen

7.1	 Gegenstand der Förderung
Lokale Funknetze (Wireless Local Area Network; WLAN) 
dienen einer drahtlosen Verbindung zum Internet. Die Ver-
fügbarkeit von WLAN gewinnt stetig an Bedeutung, auch 
im kommunalen Umfeld. Öffentlich zugängliches WLAN 
kann beispielsweise den Tourismus fördern, zur Quartiers-
entwicklung beitragen oder im Rahmen der Wirtschaftsför-
derung zum Einsatz kommen. Aus den genannten Gründen 
fördert das Land Hessen WLAN-Hotspots aus Mitteln des 
Landes zur Steigerung der flächendeckenden Versorgung mit 
WLAN-Hotspots.
Ein WLAN-Hotspot im Sinne der Förderung ist ein 
WLAN-Standort, der aus einem oder mehreren miteinander 
verbundenen Accesspoints besteht und mit dem Internet ver-
bunden ist.

7.2	 Fördergebiet
Fördergebiet ist Hessen.

7.3	 Antragsberechtigte
Antragsberechtigt sind Gemeinden, Gemeindeverbände und 
andere Gebietskörperschaften. Weiter sind antragsberechtigt 
privatrechtlich organisierte Gesellschaften, die sich in allei-
niger öffentlicher Eigentümerschaft (100 Prozent) befinden 
und die eine wesentliche Verbesserung der Breitbandversor-
gung in unterversorgten Gebieten gewährleisten. Sie müssen 
die nachfolgenden Voraussetzungen der „Einrichtung des öf-
fentlichen Rechts“ nach der Richtlinie 2014/24/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 
über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/18/EG erfüllen:
Demnach können private Träger zu den Konditionen öffent-
licher Träger gefördert werden, wenn sie alle nachfolgenden 
Merkmale erfüllen: 
a)	 Sie wurden zu dem besonderen Zweck gegründet, im All-

gemeininteresse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art 
zu erfüllen, 

b)	 sie besitzen Rechtspersönlichkeit und 
c)	 sie werden überwiegend vom Staat, von Gebietskörper-

schaften oder von anderen Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts finanziert oder unterstehen hinsichtlich ihrer Lei-
tung der Aufsicht dieser Gebietskörperschaften oder Ein-
richtungen, oder sie haben ein Verwaltungs-, Leitungs-, 
beziehungsweise Aufsichtsorgan, das mehrheitlich aus 
Mitgliedern besteht, die vom Staat, von Gebietskörper-
schaften oder von anderen Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts ernannt worden sind.
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7.4	 Zuwendungszweck 
Ziel der Förderung ist die erstmalige Einrichtung von 
WLAN-Hotspots (initiale Infrastrukturausgaben; Nr. 7.5) und 
dadurch die Verbesserung der WLAN-Infrastruktur in Hessen. 
Die Zuwendung dient der erstmaligen Ausstattung von 
WLAN-Hotspots in relevanten öffentlichen Bereichen (z.B. 
Marktplätze, touristische Standorte, Bibliotheken, Kranken-
häuser, Schwimmbäder, Haltestellen). Voraussetzung für die 
Förderung ist, dass in dem betreffenden Gebiet noch keine 
flächendeckende kostenfreie WLAN-Versorgung besteht. Den 
Besuchern entsprechender Orte soll es ermöglicht werden, 
durch ein öffentlich zugängliches, drahtloses, lokales Netz-
werk (WLAN) mit mobilen Endgeräten einen kostenfreien Zu-
gang zum Internet zu bekommen. Hierbei wird die für die Be-
reitstellung des Zugangs notwendige aktive und passive digi-
tale Infrastruktur gefördert.
Die zweckentsprechende Nutzung muss ab dem Zeitpunkt 
der Inbetriebnahme des WLAN-Hotspots über einen Zeit-
raum von 36 Monaten gewährleistet sein. Mindestens für die-
se Dauer soll der erstmalig ausgestattete WLAN-Hotspot be-
trieben werden. Technisch bedingte Ausfallzeiten sind för-
derunschädlich.

7.5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung) 
Die Förderung wird als Projektförderung im Wege einer An-
teilfinanzierung als nicht rückzahlbarer Zuschuss von bis zu 
90 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt. 
–– Für die Ersteinrichtung eines WLAN-Hotspots werden bis 

zu 1.000 Euro der zuwendungsfähigen Ausgaben übernom-
men.

–– Pro Kommune werden maximal bis zu zehn WLAN-Hot-
spots und damit bis zu 10.000 Euro der zuwendungsfähi-
gen Ersteinrichtungsausgaben übernommen.

Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für die erstmalige Ein-
richtung von WLAN-Hotspots (initiale Infrastrukturausga-
ben) gerechnet auf die Dauer der Zweckbindung. 
Eigenleistungen sind nicht förderfähig. Teil III A Nr. 11 findet 
keine Anwendung.
Folgende Ausgaben können insbesondere gefördert werden:
Einmalige Ausgaben der WLAN-Infrastruktur und des Inter-
netzugangs (insbesondere Ausgaben für die Ortsbegehung mit 
Standortbesichtigung und Ausleuchtung für die Dimensio-
nierung, Verkabelung mit Stromzuführung, Ausgaben für die 
Breitbandzuführung, Bereitstellung, Installation, Hardware 
und sonstige einmalig anfallende Ausgaben). 
Aufwendungen für den Betrieb der öffentlichen WLAN-Hot-
spots sind nicht Gegenstand der Förderung. 

7.6	 Verfahren 
Errichtung, Technik und Betrieb von WLAN-Hotspots sowie 
weitere damit im Zusammenhang stehende Leistungen und 
Konditionen werden in gesondert abzuschließenden Verträgen 
geregelt. Die hierzu notwendigen Ausschreibungsverfahren 
werden von Vergabe- und Koordinierungsstellen, z.B. von der 
ekom21 – Kommunales Gebietsrechenzentrum (Körperschaft 
des öffentlichen Rechts; nachfolgend: ekom21), durchgeführt. 
Antragsberechtigte nach Nr. 7.3 können Leistungen nach die-
sen Verträgen in Anspruch nehmen.
Anträge auf Gewährung von Zuwendungen sind mittels An-
tragsformular und mit den darin genannten Anlagen bei der 
WIBank (Teil I Nr. 5.2) als bewilligende Stelle einzureichen. 
Nach Teil III A Nr. 13 erfolgt die Auszahlung erst nach Ein-
gang und Prüfung des Verwendungsnachweises.
Der Verwendungsnachweis wird durch die Antragstellerin 
oder den Antragsteller nach den für sie einschlägigen Neben-
bestimmungen der VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO geführt. Der Ver-
wendungsnachweis ist mit einem Sachbericht, Kopien der 
Rechnungen und Zahlungsnachweisen (Teil III A Nr. 12) ein-
zureichen. Darüber hinaus ist die ordnungsgemäße Verwen-
dung durch ein Protokoll (z.B. Funktionsprüfungsprotokoll) 
über die ordnungsgemäße Inbetriebnahme je WLAN-Hotspot 
nachzuweisen.

Ausnahmen von diesem Verfahren sind vorab durch das 
HMWEVL zu genehmigen. Das Hessische Ministerium der 
Finanzen ist zu beteiligen, wenn diese Verfahrensausnah-
men von haushaltsrechtlichem oder haushaltsmäßigem Be-
lang sind.
Im Zweckbindungszeitraum von 36 Monaten sind der Bewil-
ligungsstelle die „Unterlagen über den jährlichen Report“ je-
weils jährlich zum Datum der Inbetriebnahme vorzulegen.

7.7	 Weitere Bestimmungen
Im Fall der Ausschreibung durch die ekom21 (Nr. 7.6) schließt 
diese einen Rahmenvertrag mit einem Rahmenvertragspart-
ner zur Beschaffung der geförderten Leistung, namentlich der 
Einrichtung der WLAN-Hotspots. Die Zuwendungsempfän-
gerin oder der Zuwendungsempfänger beauftragt nach Erhalt 
des Zuwendungsbescheides auf Grundlage dieses Rahmen-
vertrages das vorbezeichnete Unternehmen mit der Durch-
führung des Einzelauftrags für den oder die geförderten 
WLAN-Hotspots. 
Projektbeginn ist stets der Einzelabruf aus einem durch eine 
Vergabe- und Koordinierungsstelle, z.B. die ekom21, ausge-
schriebenen Vertrag.
Eine Erklärung über eine zum Zeitpunkt der Antragstellung 
unzureichende WLAN-Versorgung im Bereich des bzw. der 
zur Förderung geplanten WLAN-Hotspots ist durch die An-
tragstellerin oder den Antragsteller zu erbringen. 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfän-
ger erklärt sich damit einverstanden, dass die mit dem An-
trag erhobenen und benötigten Daten verarbeitet (gespei-
chert, übermittelt, verändert oder gelöscht) werden. Diese Er-
klärung umfasst auch die Datenerhebung, -verarbeitung und 
-nutzung durch eventuell refinanzierende Banken.
Die nach Nr. 7.4 geförderten WLAN-Hotspots sind durch die 
Rahmenvertragspartnerin oder den Rahmenvertragspartner 
zu dokumentieren und in das hessische Breitbandinforma-
tionssystem hesbis (www.hesbis.de) einzutragen. 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfän-
ger hat dies spätestens ein Jahr nach Inbetriebnahme der Be-
willigungsstelle nachzuweisen. 
Das Land behält sich vor, die Dokumentation der geförderten 
WLAN-Hotspots in weiteren Infrastrukturinformationssys-
temen einzustellen. 
VV Nr. 13.3 zu § 44 LHO findet keine Anwendung. 
Ausnahmen von diesem Verfahren sind vorab durch das 
HMWEVL zu genehmigen.“ 

10.	In der Überschrift von Teil III A. werden nach den Worten 
„Allgemeine Förderbestimmungen“ die Worte „inklusive bei-
hilferechtlicher Einordnung“ angefügt.

11.	In Teil III A Nr. 8 werden in Abs. 1 vor dem Wort „Die“ die 
Worte „Beihilferechtliche Einordnung:“ eingefügt.

12.	In Teil III A Nr. 12 werden als neuer Satz 2, Satz 3 und Satz 4 
angefügt:

„Auf die Einreichung von Originalbelegen kann abweichend 
von Nr. 6.5 der ANBest-P verzichtet werden. Die Zuwendungs-
empfängerin oder der Zuwendungsempfänger stellt aber sicher, 
dass die Originale der eingereichten Belegkopien jederzeit sei-
tens einer prüfenden Stelle (z. B. Hessischer Rechnungshof) ein-
gesehen werden können. Alle Belege für die im Rahmen des ge-
förderten Projektes getätigten Ausgaben sind von ihr oder ihm 
aufzubewahren.“ 
13.	In Teil III A Nr. 15 Satz 1 wird die Angabe „Beihilfeintensitiät“ 

ersetzt durch „Beihilfeintensität“.
Die vorstehenden Änderungen treten ab dem Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Staatsanzeiger für das Land Hessen in Kraft.

Wiesbaden, den 13. August 2018

Hessisches Ministerium
für Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Landesentwicklung
IV 6-090-10-10-10#001
– Gült.-Verz. 50 – 

StAnz. 35/2018 S. 1007
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HESSISCHE STAATSKANZLEI

Erlass zur Änderung der Richtlinie zur Förderung der Breit-
bandversorgung im Land Hessen
Bezug: Richtlinie vom 8. August 2016 (StAnz. S. 908)

Einleitung
Der Planungsausschuss für Agrar- und Küstenschutz (PLANAK) 
hat zum Jahresende 2018 folgende Änderungen bzgl. der Förde-
rung der Breitbandversorgung ländlicher Räume im Rahmen der 
GAK beschlossen. Diese umfassen:

 – Verlängerung der Fördermaßnahme bis zum 31. Dezem-
ber 2020 (zuvor befristet bis zum 31. Dezember 2018),

 – Förderfähig ist fortan die Verlegung der leistungsgebundenen 
Infrastruktur oder die Verbesserung der erforderlichen Einrich-
tungen bis zur Gebäudeinnenwand (zuvor bis zur Verteilerein-
richtung),

 – Erhöhung der Aufgreifschwelle auf 30 Mbit/s (zuvor 16 Mbit/s),
 – Wegfall der Begrenzung der Höhe des Zuschusses pro Einzel-

vorhaben (zuvor 500.000 Euro je Einzelvorhaben).
Mit den vom PLANAK beschlossenen Änderungen kann die At-
traktivität der GAK-Förderung gesteigert werden. Bislang stand 
diese in starker Konkurrenz zum Bundesförderprogramm für den 
Breitbandausbau und wurde daher zuletzt nicht seitens der hessi-
schen Kommunen in Anspruch genommen. Die seitens des PLA-
NAK beschlossenen Änderungen steigern aus Sicht der Kommu-
nen die Attraktivität der GAK-Förderung und tragen voraussicht-
lich zu einer höheren Inanspruchnahme bei.
Um die Attraktivität der Fördermaßnahme weiter zu steigern, wird 
die Förderquote von derzeit 60 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben auf 90 Prozent erhöht. Dies ist nach Nr. 7.4.2 des ak-
tuell gültigen GAK-Rahmenplans möglich. Die Umsetzung der 
Gigabitstrategie Hessen ist ein klares Ziel der Landesregierung. 
Die Anpassungen des GAK-Förderinstruments ist ein wesentlicher 
Schritt für den weiteren Ausbau digitaler Infrastrukturen in länd-
lichen Regionen Hessens.
Neben den beschriebenen Änderungen im GAK-Bereich sollen 
über den Erlass-Weg weitere marginale Anpassungen an dem 
Fördertatbestand WLAN vorgenommen werden. Das WLAN-För-
derprogramm „Digitale Dorflinde“ soll aufgestockt werden. Die be-
absichtigten Änderungen umfassen folgende Maßnahmen:

 – Erhöhung der förderfähigen Hotspots auf zukünftig zwanzig 
(zuvor zehn förderfähige Hotspots), 

 – Erhöhung des Förderhöchstbetrages auf zukünftig bis zu 
20.000 Euro der zuwendungsfähigen Erstausgaben (zuvor 
10.000 Euro).

Änderung
Die Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der Breitband-
versorgung im Land Hessen vom 8. August 2016 wird wie folgt 
geändert: 
1. Teil II Nr. 2.1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

Die Zahl „2018“ wird durch die Zahl „2020“ ersetzt.
2. Teil II Nr. 2.4.2 wird wie folgt geändert: 

Es wird ein zweiter Absatz eingefügt: 
„Bei leitungsgebundener Infrastruktur ist die Verlegung oder 
Verbesserung der erforderlichen Einrichtungen bis zur Gebäu-
deinnenwand förderfähig; bei funkbasierten Lösungen ist die 
Errichtung der technischen Netzinfrastrukturelemente bis ein-
schließlich des Sendemastes förderfähig.“

3. Teil II Nr. 2.4.3 wird wie folgt geändert:
Der zweite Absatz wird gestrichen.
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4. Teil II Nr. 2.5 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abs. 2 wird die Zahl „60“ durch die Zahl „90“ ersetzt.
b) Im Abs. 2 wird der dritte Satz gestrichen.

5. Teil II Nr. 2.7.6 wird wie folgt geändert: 
Die Wörter „förderfähigen Investitionskosten“ werden durch 
das Wort „Wirtschaftlichkeitsschwelle“ ersetzt.

6. Teil II Nr. 7.5 wird wie folgt geändert: 
Spiegelstrich 2 wird wie folgt neu gefasst: 
„Pro Kommune werden maximal bis zu zwanzig WLAN-Hot-
spots und damit bis zu 20.000 Euro der zuwendungsfähigen 
Ersteinrichtungsausgaben übernommen.“

7. Teil III Nr. 9 wird wie folgt geändert:
Nr. 9 wird wie folgt neu gefasst: 
„Soweit außerhalb des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) auf-
grund besonderer Gesetze oder nach Maßgabe des Landes-
haushalts Mittel für zweckgebundene Zuwendungen an kom-
munale Empfänger vorgesehen sind, sollen bei der Zuwendung 

-
nanz- und Lastenausgleich berücksichtigt werden. Eine Aus-
nahme von dieser gesetzlichen Regelung kann möglich sein, 
wenn EU- oder Bundesvorgaben entgegenstehen beziehungs-
weise zum Verlust entsprechender Fördermittel führen. Über 
die Mittel verfügt das jeweils zuständige Fachministerium im 
Einvernehmen mit dem für kommunale Angelegenheiten zu-
ständigen Ministerium und dem Ministerium der Finanzen.“

Wiesbaden, den 31. Juli 2019
Hessische Staatskanzlei
Ministerin für Digitale Strategie und 
 Entwicklung
IV 6 090-10-10-10#001

StAnz. 39/2019 S. 894

Erteilung eines Exequaturs;
Herr Dr. Wolfgang Häfele, Honorargeneralkonsul von Irland in Stuttgart

Die Bundesregierung hat dem Leiter der honorarkonsularischen 
Vertretung von Irland in Stuttgart, Herrn Dr. Wolfgang Häfele, das 
erweiterte Exequatur als Honorargeneralkonsul am 2. Septem-
ber 2019 erteilt.
Der neue Konsularbezirk umfasst die Länder Baden-Württemberg 
und Hessen.
Die Kontaktdaten lauten wie folgt:
Julius-Hölder-Straße 43
70597 Stuttgart
Tel.: 0711-35160710
Fax: 0711-4560647
E-Mail: irish.consulate.stuttgart@t-online.de
Öffnungszeiten: Montag bis Freitag: 09:30-12:30 Uhr

Wiesbaden, den 4. September 2019
Hessische Staatskanzlei

StAnz. 39/2019 S. 894
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HESSISCHE STAATSKANZLEI

Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung im Land 
Hessen;
Verlängerung der Gültigkeit sowie Änderung des Ressorts

Bezug:  Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung im Land 
Hessen vom 8. August 2016 (StAnz. S. 908)

  Änderung der Richtlinie zur Förderung der Breitbandver-
sorgung im Land Hessen vom 13. August 2018 

 (StAnz. S. 1007)
  Erlass zur Änderung der Richtlinie zur Förderung der 

Breitbandversorgung im Land Hessen vom 31. Juli 2019 
(StAnz. S. 894)

Die Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung im Land 
Hessen vom 8. August 2016, geändert durch die Richtlinie vom 
13. August 2018 wird wie folgt geändert:
1. Teil I Nr. 5.1 wird wie folgt geändert:

„Zuständig für alle Fragen der Wirtschaftsförderung ist das 
Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Landesentwicklung (HMWEVL), Kaiser-Friedrich-Ring 75, 
65185 Wiesbaden, Tel.: 0611-815-0, Fax.: 0611 815-2225, 
www.wirtschaft.hessen.de“ wird durch „Zuständig für alle Fra-
gen der Breitbandförderung ist die Hessische Staatskanzlei, 
Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung, Georg-Au-
gust-Zinn-Straße 1, 65183 Wiesbaden, Tel.: 0611 – 32 11 – 0, 
Fax.: 0611 – 32 11 – 3708, www.digitales.hessen.de“ ersetzt.

2. Teil II Nr. 5.7, Satz 2 wird wie folgt geändert:
„des HMWEVL“ wird geändert durch „der Hessischen Staats-
kanzlei, Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung“.

3. Teil II Nr. 7.6 Abs. 5, Satz 1wird wie folgt geändert:
„das HMWEVL“ wird geändert durch „die Hessische Staats-
kanzlei, Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung“.

4. Teil II Nr. 7.7 Abs. 9 wird wie folgt geändert:
„das HMWEVL“ wird geändert durch „Die Hessische Staats-
kanzlei, Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung“.

5. Teil III Buchst. A Nr. 5 wird wie folgt geändert:
„Das HMWEVL“ wird geändert durch „die Hessische Staats-
kanzlei, Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung“.

6. Teil III Buchstabe C wird wie folgt geändert:
Die Befristung bis zum „31. Dezember 2020“ wird ersetzt durch 
„31. Dezember 2021“.

Wiesbaden, den 4. November 2020
Hessische Staatskanzlei
Ministerin für Digitale Strategie und  
Entwicklung
IV 6 090-10-10-10#001

StAnz. 49/2020 S. 1238

1065 4. Zuwendungszweck und Fördermodelle
5. Art und Umfang, Höhe der Förderung (Zuwendung)
6. Verfahren
7. Antragstellung und Auswahlverfahren
8. Weitere Bestimmungen
Teil III Allgemeine Förderbestimmungen
A. Allgemeine Förderbestimmungen
B. Beihilferechtliche Einordnung
C. Inkrafttreten

Teil I Richtlinienübersicht

1. Ziel der Förderung
Mit der fortgeschrittenen Digitalisierung sämtlicher Lebensbereiche 

mobile Breitbandversorgung. Die Anforderungen an die moderne 
Arbeitswelt erfordern schon heute eine störungsfreie, mobile Kom-
munikation und leistungsfähige Datennetze in ganz Hessen. Künf-
tige Entwicklungen, wie vernetztes Fahren, stellen darüber hinaus 
weitere Herausforderungen an die Mobilfunknetze der Zukunft.
Allein mit den Auflagen der Bundesnetzagentur aus der letzten 
Versteigerung der Mobilfunkfrequenzen sollen bis Ende 2022 min-
destens 98 Prozent aller Haushalte und alle zentralen Verkehrs-
wege, wie Straße und Schiene, f lächendeckend mit Mobilfunk 
versorgt werden. Darüber hinaus verbleibende „weiße Flecke“ im 
Sprachmobilfunk sollen durch Förderung geschlossen werden.
Mit dem Mobilfunkförderprogramm werden Hessische Kommunen 
in die Lage versetzt, selbst oder mithilfe eines Baukonzessionärs 
weiße Flecke im Sprachmobilfunknetz zu schließen. Darüber hin-
aus wird die Ertüchtigung von BOS-Standorten durch Mobilfunk-
betreiber für die Nutzung als Mobilfunkstandort gefördert.
Um die Fördervorhaben für die Kommunen zu vereinfachen, wer-
den ergänzend eine Beratungsförderung und ein Komplementär-
finanzierungsdarlehen angeboten.

2. Inhalt der Richtlinie
Mit dieser Richtlinie werden Möglichkeiten im Rahmen der Förde-
rung des Ausbaus der Mobilfunkversorgung im Land Hessen ein-
schließlich der Förderung zur Ertüchtigung von BOS-Standorten, 
der begleitenden Beratungsförderung und des Komplementärfi-
nanzierungskredits zusammengefasst.
Unter Teil II werden die Förderbestimmungen im Einzelnen darge-
stellt. Der Teil III enthält die für alle Fördertatbestände gleicher-
maßen geltenden Förderbestimmungen.

3. Fördergebiete
Das Fördergebiet ist das Land Hessen.

4. Antragsberechtigt
Die Antragsberechtigung ergibt sich aus den Einzelregelungen 
in Teil II.

5. Zuständige Stellen

5.1. Staatskanzlei
Zuständig für alle Fragen der Förderung digitaler Infrastrukturen 
ist die Hessische Staatskanzlei, Ministerin für Digitale Strategie 
und Entwicklung.
Georg-August-Zinn-Straße 1, 65183 Wiesbaden 
Tel.: 0611 – 32 0 
Fax: 0611 – 323708 
www.staatskanzlei.hessen.de

5.2. Fördereinrichtungen/Bewilligungsstelle
Förderanträge sind an die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hes-
sen (WIBank) als bewilligende Stelle zu richten, soweit nicht in 
Teil II besondere Regelungen getroffen sind.
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen 
Neue Mainzer Straße 52–58 
60311 Frankfurt am Main 
Tel.: 069 9132-03 
Fax.: 069 9132-4636 
www.wibank.de

6. Weitere Fördermöglichkeiten
Zu weiteren Fördermöglichkeiten digitaler Infrastrukturen infor-
mieren nachfolgende Stellen:

Richtlinie zur Förderung des Ausbaus der Mobilfunk-
versorgung im Land Hessen

Inhaltsübersicht
Teil I Richtlinienübersicht
1. Ziel der Förderung
2. Inhalt der Richtlinien
3. Fördergebiete
4. Antragsberechtigte
5. Zuständige Stellen
6. Weitere Fördermöglichkeiten
Teil II Einzelbestimmungen
1. Gegenstand der Förderung
2. Fördergebiet
3. Antragsberechtigte
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